
3 Dinge, die du sofort gegen den
Krieg tun kannst!
Vor gerade einmal einer Woche hat der russische Präsident Wladimir Putin
der Ukraine ihre Souveränität abgesprochen und ihr den Krieg erklärt. Kurze
Zeit später rollten russische Panzer über die Grenzen der Ukraine, auf dem
Weg in die größten ukrainischen Städte. Mehrere Tausend Menschen haben
bereits  in  diesem  Krieg  ihr  Leben  verloren.  Der  Schrecken  über  diese
grausamen  Geschehnisse  ist  groß.  Besonders  bei  den  Menschen  in  der
Ukraine, von denen sich bereits weit über eine Millionen Menschen auf der
Flucht befinden. Aber auch in Russland haben in den vergangenen Tagen
mehrere tausend Menschen trotz  brutaler  Bullengewalt  gegen den Krieg
protestiert. Und auch hierzulande werden Baerbock, Scholz und Lindner, die
führenden  Köpfe  der  in  Deutschland  regierenden  Ampel-Koalition,  nicht
müde zu betonen, wie tief betroffen sie das alles macht. Komisch nur, dass es
diese  selbsterklärten  Verteidiger_innen der  Menschenrechte,  der  Freiheit
und der Selbstbestimmung nicht gejuckt hat, dass Geflüchtete vor den Toren
Europas im Mittelmeer ertrinken oder  in  den griechischen Lagern unter
unmenschlichen  Bedingungen  eingesperrt  werden.  Komisch  nur,  dass
gleichzeitig der widerwärtige Angriffskrieg der Türkei auf die kurdischen
Autonomiegebiete  in  Nordsyrien  (Rojava)  von  deutschen  Politiker_innen
gebilligt  und  mit  deutschen  Waffen  geführt  wird.  Für  uns  sind  die
Krokodilstränen der Ampel-Koalition nur Heuchelei, denn denen geht es nicht
um Menschenrechte, sondern um die Profite deutscher Monopolkonzerne.
Dabei ist von der anfangs skeptischen Haltung, den Konflikt nicht weiter
eskalieren  lassen  zu  wollen,  nichts  mehr  übriggeblieben.  Bereits  jetzt
schießen  die  Aktienkurse  der  deutschen  Rüstungsindustrie  in  die  Höhe,
während uns gesagt wird, dass wir höhere Heizkosten akzeptieren sollen –
„für den Frieden“ natürlich. Unter dem Deckmantel „Für den Frieden in der
Ukraine“ versucht die Regierung nun Maßnahmen durchzudrücken, für die
es sonst massive Gegenwehr gegeben hätte und die uns die Kosten für ihren
Krieg zahlen lassen sollen. 100 000 000 000€ will Scholz zusätzlich für die
deutsche Armee locker machen, gleichzeitig hat beispielsweise die Berliner

https://onesolutionrevolution.de/3-dinge-die-du-sofort-gegen-den-krieg-tun-kannst/
https://onesolutionrevolution.de/3-dinge-die-du-sofort-gegen-den-krieg-tun-kannst/


Regierung bereits  angekündigt,  den Verfügungsfonds für Schulen von 28
000€  auf  3000€  zu  kürzen.  Das  ohnehin  viel  zu  späte  Datum  für  den
Kohleausstieg wird wieder in Frage gestellt, um weitere Sanktionen gegen
Russland einleiten zu können.

Aber  zum  Glück  gibt  es  hier  ja  nicht  nur  Annalenas  und  Olafs.  Am
Wochenende gab es in vielen deutschen Städten riesige Demos gegen den
Krieg. In Berlin beteiligten sich sogar mehrere hunderttausend Menschen.
Wir alle verfolgen im Stundentakt auf unseren Handys die Geschehnisse in
der Ukraine und sind in Sorge um die unschuldigen Betroffenen, um ihre
Familien und über den ungewissen Ausgang dieses Konflikts. Viele von uns
haben deshalb das Gefühl etwas unternehmen zu müssen. Der Krieg soll
gestoppt werden, so schnell wie möglich! Viele fühlen sich jedoch machtlos,
die  Ukraine  ist  weit  weg  und  was  sollen  wir  denn  schon  gegen  die
Atommacht Russland ausrichten können. Aus diesem Grund setzen viele ihre
Hoffnungen  auf  die  NATO,  die  ihrer  „Verantwortung  für  Frieden  und
Sicherheit  in  Europa“  gerecht  werden  müsse.  Viele  finden  auch,  dass
Waffenlieferungen an  die  Ukraine  eine  gute  Idee  sind,  damit  diese  sich
besser gegen die russische Invasion verteidigen könne.

Auch wenn der Wunsch, den Krieg schnell zu beenden der richtige ist, sind
Waffenlieferungen an  die  Ukraine  und eine  militärische  Intervention  der
NATO der absolut falsche Weg dafür. Was für ein Trümmerfeld ein NATO-
Einsatz  hinterlässt,  haben  wir  zuletzt  in  Afghanistan  gesehen.  Auch
Wirtschaftssanktionen  sind  kein  vermeintlich  „humaneres  Mittel“  der
Kriegsführung. Während Putin und seine Clique bequem in ihren Luxusvillen
sitzen, treffen Sanktionen immer die normale Bevölkerung, und insbesondere
die Armen. Schon jetzt hat die russische Bevölkerung mit einer massiven
Inflation zu kämpfen. Bei dem Krieg in der Ukraine handelt es sich um eine
militärische Auseinandersetzung zwischen verschiedenen imperialistischen
Mächten, wobei Russland auf der einen und die EU und die USA auf der
anderen Seite stehen. Keiner der beiden Seiten geht um die Interessen der
Bevölkerung  in  der  Ukraine.  Im  Gegenteil  tragen  sie  ihren  Kampf  um
Einflusssphären, Militärbasen, Rohstoffe, Macht und Absatzsphären auf dem
Rücken  der  ukrainischen  Bevölkerung  aus.  Wer  für  Unabhängigkeit  und



Selbstbestimmung in der Ukraine eintritt, darf sich auch nicht auf die Seite
ihres kapitalistischen Präsidenten Selensky, die Seite Deutschlands oder der
NATO stellen. Allesamt sind nur scharf darauf, ihre multinationalen Konzerne
auf  den  ukrainischen  Markt  loszulassen  und  Russland  als  lästigen
Konkurrenten im imperialistischen Game auszuschalten. Sorry, mit EU-Pulli,
NATO-Fahne und Deutschlandschal auf die Anti-Kriegsdemo zu gehen ist also
nicht cool.

Die Arbeiter_innen und Jugendlichen in der Ukraine haben nichts davon, ob
sie nun von russischen oder westlichen Konzernen ausgebeutet werden. Auch
haben  sie  nichts  davon,  wenn  irgendwelche  Ländergrenzen  verschoben
werden. Wer den Krieg in der Ukraine beenden will, muss eine dritte Position
einnehmen, nicht an der Seite der NATO und nicht an der Seite Putins,
sondern an der Seite der Arbeiter_innen und Jugendlichen! Der russische
Einmarsch kann nur gestoppt werden, wenn die ukrainischen Soldaten mit
Selensky und der NATO brechen und ihren Widerstand gemeinsam mit der
ukrainischen Arbeiter_innenklasse durch Selbstverteidigungsorgane und die
Enteignung  der  Industrien  und  Lebensmittelkonzerne  organisieren.  Die
russischen  Arbeiter_innen  müssen  ihnen  die  Hand  reichen  und  ihre
Antikriegsproteste  zu  einer  Bewegung  zum  Sturz  von  Putin  und  seiner
Oligarchen-Clique  ausweiten.  Wenn  die  Soldat_innen  sich  weigern  zu
schießen, die Eisenbahner_innen streiken und keine Truppen transportieren
oder die Industriearbeiter_innen die Waffenproduktion bestreiken, ist so ein
Krieg  auch  ganz  schnell  vorbei.  Die  Gewerkschaften  spielen  für  die
Organisation  dessen  hier  aber  auch  in  Russland  und  der  Ukraine  eine
zentrale Rolle.

Klingt nett aber unrealistisch? Unrealistisch bleibt wirklicher Frieden nur,
wenn niemand anfängt gegen den Krieg aufzustehen. Wenn du jetzt sofort
etwas gegen den Krieg tun möchtest, haben wir hier 3 Vorschläge für dich:

Tritt mit Leuten in Diskussion!1.

Ein erster wichtiger Schritt ist es, mit Leuten in Diskussion zu treten. Wir
alle haben Angst um den ungewissen Ausgang des Konflikts. Sprechen hilft
dagegen, denn heruntergeschluckte Angst wird nur noch größer. Außerdem



kannst du durch Diskussionen mit Mitschüler_innen, Lehrer_innen, Friends
und Verwandten aufzeigen, dass wir uns auf keine Seite der imperialistischen
Mächte schlagen dürfen, sondern für die Unabhängigkeit der Arbeiter_innen
und der Jugend eintreten müssen. Auch Spendenaktionen oder die Aufnahme
von Geflüchteten aus der Ukraine sind wichtige Akte der Solidarität.  Die
Regierung macht es sich jedoch zu leicht, wenn sie diese gesamte Arbeit auf
die Bevölkerung ablädt. Durch die Enteignung eines durch Corona sowieso
leerstehenden Luxushotels kann ganz schnell viel mehr Platz für Geflüchtete
geschaffen  werden  als  wir  Menschen  in  unseren  Privatwohnungen
aufnehmen können. Außerdem fragen wir uns, warum 100 Milliarden Euro
für die Bundeswehr da sind aber nicht für Handtücher.

Gründe ein Anti-Kriegs-Aktionskomitee an deiner Schule!2.

Immer sagen sie uns, die Schule sei ein unpolitischer „neutraler“ Ort. Dabei
ist der Krieg in der Ukraine Thema für uns alle. Ein großer Teil von uns hat
vielleicht sogar Verwandte auf der einen oder anderen Seite der Frontlinie.
Die Lehrer_innen weichen der Diskussion aus, weil sie selbst keine Ahnung
haben oder fragen in rassistischer Manier die Schülerin mit dem russischen
Migrationshintergrund, wie ihre Familie nur so dumm sein konnte, auf diesen
Diktator Putin reinzufallen. Die Schule ist der Ort, wo wir den Großteil der
Zeit  unseres Alltages verbringen müssen.  Das nervt,  aber birgt auch die
Chance, hier viele Leute erreichen und Druck auf die Regierung ausüben zu
können.  Anstatt  uns  nur  auf  Demos  und  in  der  linken  Szene  unter
Gleichgesinnten  zu  bewegen,  müssen  wir  unsere  Ideale  auch  an  die
herantragen, die davon sonst nichts mitbekommen. Für eine Schule gegen
Krieg einzustehen bedeutet zum Beispiel zu verhindern, dass die Bundeswehr
an  die  Schule  kommt,  um uns  zu  erzählen,  wie  toll  man  dort  Medizin
studieren  kann.  Banner  gegen  den  Krieg  aufzuhängen,  oder  im
Geschichtsunterricht einzufordern, dass sich auch mal mit der NATO kritisch
auseinandergesetzt  wird.  Dafür  müssen  wir  uns  organisieren  und  Anti-
Kriegs-Komitees  gründen.  Als  organisierte  Gruppe  können  wir  besser
Aktionen planen und durchführen, uns gegenseitig den Rücken stärken und
auch die Gremien der Schüler_innenvertretung unter Druck setzen, etwas zu
machen. Gibt es erst einmal mehrere Komitees an verschiedenen Schulen,
eröffnet sich auch die Perspektive des Schulstreiks. Denn wenn die Schulen



zu sind,  weil  wir gegen den Krieg auf die Straße gehen, muss man uns
automatisch zuhören!

Hilf uns beim Aufbau einer Antikriegsbewegung!3.

Gemeinsam müssen wir auf den großen bürgerlichen Antikriegsdemos einen
Pol darstellen, in dem sich antikapitalistische Menschen sammeln können
und um die Deutungshoheit in den Protesten kämpfen. Für Unabhängigkeit
statt Waffenlieferungen, Aufrüstung und Krieg! In allen Städten braucht es
große  und  kämpferische  antikapitalistische  Blöcke  statt  EU-Pullis.  Große
linke Jugendorganisationen wie die Linksjungend solid, die Jusos oder die
Jugendgewerkschaften müssen wir überzeugen, sich uns anzuschließen und
sich klar gegen den Krieg zu positionieren. FFF hat bereits größere Demos
gegen den Ukraine-Krieg organisiert. Wir müssen auf sie zugehen und sie
von  unserer  Position  überzeugen  und  den  Einfluss  der  Grünen  und  der
Grünen  Jugend,  die  sich  für  eine  Eskalation  des  Krieges  aussprechen,
zurückdrängen.  Lasst  uns  einstehen  für  eine  kämpferische
Antikriegsbewegung und für eine unabhängige Position der Arbeiter_innen
und der Jugend. Für eine Jugend gegen Krieg!

Stoppt den Krieg in der Ukraine!
Als  Teil  der  internationalen  Strömung  für  eine  fünfte  kommunistische
Internationale unterstützen wir angesichts des Kriegs in der Ukraine das
folgende Statement der “ Liga für die Fünfte Internationale“:

Die Liga für die Fünfte Internationale verurteilt den Angriff russischer Luft-
und Landstreitkräfte auf die Ukraine sowie die Leugnung ihres Rechts auf
Unabhängigkeit als souveräner Staat durch Wladimir Putin.

Seine  Behauptung,  er  verteidige  die  Interessen  der  russischsprachigen
Bevölkerung in der Ukraine und die Sicherheit  Russlands gegenüber der

https://onesolutionrevolution.de/stoppt-den-krieg-in-der-ukraine/


NATO, ist ein gigantischer Betrug. Nicht weniger betrügerisch sind jedoch
die  Behauptungen der  NATO-Verbündeten,  sie  würden ausschließlich zur
Verteidigung der Demokratie und der nationalen Souveränität handeln. Wie
Putin  verfolgen  auch  sie  ihre  eigenen  imperialistischen  Interessen.  Kurz
gesagt ,  d ie  Invas ion  in  der  Ukra ine  i s t  in  ers ter  L in ie  e in
zwischenimperialistischer  Konflikt.

Putins  brutales  Vorgehen  steht  im  Einklang  mit  dem  Vorgehen  der
russischen Streitkräfte in Syrien zur Stabilisierung des mörderischen Assad-
Regimes sowie der Ermordung von Oppositionellen und der Unterdrückung
von Massenprotesten im eigenen Land und seiner Förderung rechtsextremer
Parteien und autoritärer Regierungen in der EU. Kurz gesagt, es sind die
Aktionen  einer  imperialistischen  Macht,  die  im  Konflikt  mit  den
imperialistischen  Mächten  USA  und  EU  steht.

Wir verurteilen auch die Rolle der NATO bei der Förderung dieser Krise,
deren  Wurzeln  in  der  Erhaltung  und  Ausweitung  dieses  Bündnisses  des
Kalten Krieges nach dem Zusammenbruch der UdSSR und ihrem Vordringen
bis an die Grenzen der Russischen Föderation unter Verletzung wiederholter
mündlicher  Zusicherungen  an  die  aufeinanderfolgenden  russischen
Präsidenten  liegen.

Darüber  hinaus  griff  sie  in  die  ursprünglich  legitimen  demokratischen
Volksbewegungen  gegen  die  korrupten  Oligarchenregime  in  den
verbleibenden Staaten des „nahen Auslands“ der Russischen Föderation ein.
Ziel war es, die prorussischen durch antirussische Regime zu ersetzen, indem
man sie in die sogenannten farbigen Revolutionen verwandelte. Dies musste
früher  oder  später  zu  einem  Rückschlag  des  russischen  Imperialismus
führen, sobald er sich stark genug fühlte.

Dies  war  die  Strategie  aller  mit  den  USA verbündeten  imperialistischen
Großmächte. Washingtons Politik der Ablehnung der russischen Forderungen
nach einer Garantie, dass die Ukraine nicht der NATO beitritt, zielte jedoch
auch auf die Bestrebungen Frankreichs und Deutschlands ab, eine größere
wirtschaftliche  und  militärische  Autonomie  von  der  transatlantischen
Supermacht zu erlangen. Sie sind nun die großen Verlierer:innen, da ihre



diplomatische Lösung zunichtegemacht wurde und Deutschland gezwungen
ist, die Inbetriebnahme der Nordstream-2-Gaspipeline auszusetzen.

Das Ziel bestand darin, sie innerhalb der NATO, die selbst ein als Schutz
verherrlichtes amerikanisches Spektakel ist, unterzuordnen und zu zwingen,
den von Washington diktierten und durchgesetzten Sanktionen zuzustimmen,
wie ruinös dies auch für ihre eigenen Volkswirtschaften wäre.

Dass der NATO-Imperialismus dies unter der Flagge der Demokratie, der
Menschenrechte und der Selbstbestimmung der Völker tut, war und ist eine
grausame Täuschung. Eine solche stellt auch die Behauptung der Ukraine
dar, sie verteidige lediglich ihr Recht auf Selbstbestimmung, denn seit 2014
kämpft sie dafür, den östlichen Regionen des Landes (und der Krim) das
gleiche Recht zu verweigern, einschließlich des Rechts, ihre eigene Sprache
zu verwenden und frei zu entscheiden, ob sie innerhalb der Grenzen eines
Staates leben wollen oder nicht,  der durch die Akzeptanz einer ethnisch
westukrainischen nationalen Identität definiert ist.

Putins chauvinistisches Abenteuer hat US-Präsident Joe Biden und seinen
NATO-Verbündeten den perfekten Vorwand geliefert, um die Hysterie des
Kalten Krieges zu verstärken und die unverfrorenen sozialimperialistischen
Kräfte innerhalb der weltweiten Arbeiter:innenbewegung zu ermutigen, sei
es  in  den  soz ia ldemokrat ischen  und  Labourparte ien  oder
Gewerkschaftsbewegungen.

Ebenso  sind  alle  Kräfte  aus  der  stalinistischen  Tradition,  die  Putins
Handlungen  entschuldigen  und  seine  Forderungen  nach  einer
„Einflusssphäre“  oder  einer  „Sicherheitszone“  rechtfertigen,  weit  davon
entfernt, eine Politik zu verfolgen, die auf Internationalismus und Opposition
gegen jeglichen Imperialismus beruht. Zu glauben, dass der Feind unseres
Feindes unser Freund sein muss, ist der Gipfel der Torheit. In Wirklichkeit
sind unsere einzigen Verbündeten die Arbeiter:innen in allen Ländern, die
ihre eigenen Herrscher:innen bekämpfen und die Hand der Solidarität über
die Frontlinien des Konflikts hinweg ausstrecken.

Der chinesische Imperialismus steht als globaler wirtschaftlicher und damit



letztlich auch militärischer Rivale der USA wirtschaftlich mehrere Kategorien
über Russland. Obamas, Trumps und Bidens Schwenk nach Asien und ihr
„Putin ist  der neue Hitler“-Narrativ in Europa haben China unweigerlich
näher an Russland herangeführt. Dies ist jedoch nicht auf Xi Jinpings und
Putins Herausforderungen für „unsere Werte“ zurückzuführen, sondern auf
ihre  wirtschaftliche  und  geostrategische  Rivalität  mit  den  USA.  Pekings
brutale  und rassistische Verfolgung der  Uigur:innen in  Xinjiang und der
Demokratieaktivist:innen in Hongkong ist eine Warnung, dass China es nicht
zulassen  wird,  von  den  USA  isoliert  oder  auf  Sparflamme  gehalten  zu
werden.

Aus  all  diesen  Gründen  müssen  die  Arbeiter:innenklasse  und  die
fortschrittliche Bewegung in der ganzen Welt davon abgehalten werden, in
diesem zwischenimperialistischen Konflikt Partei für eine Seite zu ergreifen.
In  den  alten  imperialistischen  Kernländern  ist  die  Behauptung,  die
Demokratie zu verteidigen, lediglich ein zynischer Trick,  um das „Recht“
dieser  Staaten  zu  verteidigen,  die  Welt  auszuplündern.  In  Russland  und
China ist es ein Schritt zur Ablösung der alten Imperialist:innen und zur
Unterwerfung  der  großen  Mehrheit  der  Menschheit  unter  neue
Machthaber:innen, die es neuen Milliardär:innen ermöglichen, auf Kosten
ihrer eigenen Arbeiter:innen und der verarmten Mehrheit der Menschheit zu
gedeihen.

Wesentlich für eine korrekte Haltung in dieser Frage ist Karl Liebknechts
Losung aus dem Ersten Imperialistischen Krieg: Der Hauptfeind steht im
eigenen Land, was für die USA, ihre NATO-Verbündeten sowie für Russland
und China gleichermaßen gilt.

Sofortiger  Abzug  aller  russischen  Truppen  aus  der  Ukraine!
Anerkennung  der  ukrainischen  Unabhängigkeit  und  Staatlichkeit
durch  Moskau!

Keine  Unterstützung  für  westliche  Wirtschaftssanktionen  gegen
Russland!  Für  Arbeiter:innenaktionen,  um  die  Lieferungen  von
Waffen und Munition an alle Kriegstreiber:innen zu stoppen, solange
die Aggression andauert!



Abzug  aller  NATO-Berater:innen  aus  der  Ukraine  und  der
Seestreitkräfte der Westmächte aus dem Schwarzen Meer!
Für  das  Recht  der  Regionen  Donezk,  Luhansk  und  Krim  auf
demokratische  Selbstbestimmung,  einschließlich  der  Optionen der
Autonomie  innerhalb  der  Ukraine,  der  Unabhängigkeit  oder  des
Beitritts zu Russland!
Auflösung von NATO und Organisation des Vertrags über kollektive
Sicherheit!
Stoppt den Marsch über einen neuen Kalten Krieg in Richtung eines
globalen zwischenimperialistischen Krieges!
Für eine neue globale Bewegung gegen imperialistische Kriege und
Aufrüstung  und  für  die  Umleitung  der  enormen technischen  und
wissenschaftlichen Ressourcen, die dafür aufgewendet werden, um
die  brennenden  Probleme  der  Klimakatastrophe,  der  Armut,  des
Hungers und der Krankheiten zu lösen!
Für  einen  internationalen  Zusammenschluss  von  Parteien  der
Arbeiter:innenklasse, die gegen Kapitalismus und Imperialismus und
für den Sozialismus kämpfen – eine Fünfte Internationale, die die
fortschrittliche Arbeit der ersten vier Internationalen fortsetzt.

Ukraine-Krise: Kommt der dritte
Weltkrieg?  4  Fragen  und  4
Antworten
Egal  ob  wir  gerade  die  Zeitung  aufschlagen,  durch  unseren  News-Feed
scrollen oder den Fernseher anmachen: Überall reden sie von den russischen
Weltherrschaftsplänen, dem verrückten Diktator Putin und der russischen
Aggression. Interessant ist dabei auch, dass es kaum eine Rolle spielt, welche
politische Couleur das jeweilige Medium hat. Ob FAZ, Bild oder taz, alle sind
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sie sich einig: Der Westen muss Russland mal zeigen was ne Hake ist. Die
nicht überhörbaren Schreie nach Krieg sind dabei sogar lauter als aus den
Reihen  der  Bundesregierung,  die  sich  im  Vergleich  zu  den  USA  eher
gemäßigt  gibt.  Wo  wir  uns  einig  sind:  Die  Gefahr  eines  militärischen
Großkonfliktes mitten in Europa ist real! Wo wir anderer Meinung sind ist
jedoch, wie es dazu kommt und was wir dagegen machen können…

Worum geht es in dem Konflikt um die Ukraine?1.

Im Kern dreht sich der Konflikt zwischen den USA und der EU auf der einen
und Russland auf der anderen Seite darum, ob die Ukraine in das westliche
Militärbündnis NATO aufgenommen wird. Die NATO wurde kurz nach dem
Ende des Zweiten Weltkrieges als westlich-kapitalistische Militärallianz unter
Führung der USA gegen die Sowjetunion gegründet. Auch wenn von den
Sowjets im heutigen Russland nichts mehr übrig geblieben ist,  bleibt die
NATO weiterhin ein gegen Russland gerichtetes Militärbündnis. Nach dem
Zerfall der Sowjetunion ging das Game los, welches nationale Kapital, ob aus
den USA, Deutschland, Frankreich oder Russland am meisten Einfluss in den
ehemaligen  Ostblockstaaten  gewinnt.  Die  Integration  in  wirtschaftliche,
politische oder militärische Bündnisse, ob NATO, EU oder OVKS stellt dabei
nach wie vor ein wichtiges Mittel dar, um den eigenen Einfluss zu sichern.
Und genau deshalb will Putin auf jeden Fall verhindern, dass die Ukraine, die
jahrhundertelang  unter  russischem  Einfluss  stand,  in  das  antirussische
Bündnis  direkt  an  der  russischen Landesgrenze  aufgenommen wird.  Das
würde  zum  Beispiel  bedeuten,  dass  NATO-Truppen  und  Waffen  an  der
Grenze  von  Russland stationiert  werden könnten.  Dass  Staaten  auf  eine
derartige Bedrohung noch nie freundlich reagiert haben, kann man sehen,
wenn man sich  daran  erinnert,  dass  die  USA mal  fast  einen  Atomkrieg
ausgelöst  hätte,  weil  die  Sowjetunion  Raketenbasen  in  Kuba  einrichten
wollte.

Dabei startete die erste heiße Phase des Kampfes um die Ukraine damit, dass
sich  der  damalige  ukrainische  Präsident  Janukowitsch  im  Zeichen  einer
wirtschaftlichen  Krise  dafür  entschied,  sich  wirtschaftlich  stärker  an
Russland  auszurichten.  Die  USA und die  EU begannen daraufhin  in  die
Ukraine zu intervenieren, indem sie eine auf Rechtsextremist_innen und pro-



westliche NGOs gestützte Protestbewegung finanzierten, die sich aufgrund
der  Wirtschaftskrise  schnell  zur  Massenbewegung  entwickelte  und  die
Regierung Janukowitsch zu Fall brachte. Die neue Regierung begann schnell
Verträge mit der EU abzuschließen, landwirtschaftliche Flächen an westliche
Agrarkonzerne  zu  verkaufen,  linke  und  pro-russische  Kräfte  brutal  zu
unterdrücken  und  zu  versuchen  ihre  Machtansprüche  auch  im  ethnisch
russischen Osten der Ukraine durchzusetzen. Unterstützt von Putin regte
sich Widerstand im Osten des Landes, welcher zur russischen Annexion der
Halbinsel  Krim  und  zur  Gründung  der  sogenannten  Donbass-Republiken
führte.

Die aktuelle Zuspitzung der Lage an der russisch-ukrainischen Grenze lässt
sich auf diesen Konflikt zurückführen. So begannen die NATO-Staaten in
letzter  Zeit  wieder  vermehrt  mit  Truppenübungen  in  den  östlichen
Mitgliedstaaten  wie  Lettland.  Darauf  reagierte  auch  Russland  mit
Verlagerungen seiner Streitkräfte nach Westen und Truppenübungen u.a. auf
der Krim. Dieses Säbelrasseln schaukelt sich in den letzten Wochen nach und
nach hoch und führte zu dieser brenzligen Situation jetzt, in der sich die
NATO  und  Russland  abwechselnd  vorwerfen  in  den  nächsten  Tagen
angreifen  zu  wollen.

Russland forderte von den USA und der EU Sicherheitsgarantien, also eine
Zusicherung, dass die Ukraine nicht Teil der NATO wird. Das lehnen USA
und EU jedoch kategorisch ab. Stattdessen haben sie Russland aber auch
kein anderes Angebot gemacht, mit dem Putin irgendwie sein Gesicht wahren
könnte.  Da  Putin  innenpolitisch  unter  Druck  steht,  muss  er  irgendeinen
Erfolg vorweisen, um sich weiterhin auf dem Thron halten zu können. Und
genau das weiß die NATO auch und macht deshalb keine Angebote. Putin
bleibt deshalb nichts anderes übrig, als immer mehr zu drohen, zuletzt sogar
mit Atomwaffen! Genau weil es durch die innenpolitischen Spannungen in
Russland und die Blockadehaltung des Westens für Putin keinen Exit aus
dem Konflikt gibt, ist die Situation so gefährlich. Würde Russland tatsächlich
in die Ukraine einmarschieren, wäre das für die USA und die EU nur von
Vorteil.  Warum? Weil sich das wirtschaftlich schwache Russland eh nicht
leisten kann, die Ukraine dauerhaft zu besetzen und weil danach für lange



lange  Zeit  keine  pro-russische  Regierung  mehr  in  der  Ukraine  gewählt
werden würde.

2. Ist Russland also das eigentliche Opfer?

Bei all dem könnte man jetzt auf die Idee kommen, dass Russland hier das
eigentliche Opfer ist. Und sicher, Putin hat auch deutlich mehr zu verlieren
als die westlichen Regierungen. Es ist klar eine aggressive Ausweitung der
NATO und westlichen Einflusssphäre, aber was Russland hier verteidigt ist
auch nichts anderes als die eigenen imperialistischen Interessen. Nicht das
Leben oder die Rechte der russischen Arbeiter_Innen in der Ukraine wird
hier verteidigt, wie Putin es oft für sich in Anspruch nimmt, sondern die
Position  Russlands  auf  der  Weltkarte  und  die  Möglichkeit  für  russische
Oligarch_Innen (anstelle der westlichen) die Ukraine und andere vorherige
Ostblockstaaten auszubeuten.

Anders als es verschiedene stalinistische Gruppen wie die SDAJ oder die DKP
behaupten, ist der russische Imperialismus in unseren Augen kein bisschen
besser als der deutsche oder der US-amerikanische Imperialismus. Russland
unterstützt die Neue Rechte finanziell in Europa und unterdrückt die Linke,
LGBTIA  oder  ethnische  Minderheiten  im  eigenen  Land  mit  massiver
Repression.  Im  Kampf  um  die  Einflusssphären  auf  der  Welt  steht  der
russische  Imperialismus  neben  China,  den  USA  und  der  EU  jedoch  am
schlechtesten  da.  Da  Russland  wirtschaftlich  schon  lange  nicht  mehr
mithalten kann, probiert es jetzt seinen schwindenden Einfluss militärisch
wieder gut zu machen. Das sieht man auch daran, dass es immer aggressiver
gegen Proteste in verbündeten Staaten wie Belarus oder zuletzt Kasachstan
vorgegangen ist. Für uns heißt gegen den Krieg in der Ukraine zu sein also
nicht an der Seite Russlands zu stehen, sondern vor allem die Kriegspläne
unser eigenen Regierung zu entlarven und dagegen zu anzukämpfen!

3. Aber was will das deutsche Kapital denn eigentlich?

Das deutsche Kapital und somit auch die bürgerlichen Parteien Deutschlands
sind  bei  der  Frage  nach  dem  Umgang  mit  diesem  Konflikt  deutlich
gespaltener als es zum Beispiel in den USA der Fall ist. Das liegt vorrangig



daran, dass deutsche Unternehmen viel in Russland investiert haben und
fürchten, dass sie ihre Profite im Falle einer militärischen Konfrontation mit
Putin verlieren könnten. Obwohl sich die Ampel-Koalition klar an der Seite
der USA und der pro-westlichen ukrainischen Regierung positioniert, haben
sie Waffenlieferungen an die Ukraine (obwohl das hier fast alle Zeitungen
gefordert haben) klar abgelehnt. Von Wirtschaftssanktionen war zwar die
Rede,  allerdings  sollte  die  russische  Gaspipeline  Nordstream2  dabei
interessanterweise  nicht  angetastet  werden.  Hinzu  kommt,  dass  die
Energiepreise gerade steigen und Deutschland zunehmend abhängig wird,
von  den  vergleichsweise  günstigen  Gasimporten  aus  Russland.  Einige
Industriesektoren  würden  unter  einem  Wegfallen  dieses  Erdgases  sehr
leiden, während sich für andere eine Aufschließung ukrainischer Ressourcen
(besonders der großen und fruchtbaren landwirtschaftlichen Flächen) und
Arbeitskräfte für den europäischen Markt sehr lohnen würde. So gespalten
wie also die deutsche Wirtschaft in der Frage ist, sind es auch die Parteien.
Dabei  tuen  sich  die  Grünen  als  ehemalige  Friedenspartei  ganz  klar  als
offensivste Kriegstreiber hervor.

4. Was können wir also hier tun?

Wir wissen, dass dieser Krieg weder in unserem Interesse steht noch in dem
der russischen oder ukrainischen Arbeiter_Innenklasse. Deswegen wäre es
falsch sich auf die eine oder andere Seite zu stellen. Es muss unsere Aufgabe
als Linke, Arbeiter_Innen und Revolutionär_Innen sein, die Unsinnigkeit der
Kriegspropaganda aller Seiten zu entlarven. An Schulen, Unis und Betrieben,
und zusammen mit den russischen und ukrainischen Diaspora-Communities
müssen  wir  gegen  den  Krieg  einstehen  und  gemeinsam  Anti-Kriegs-
Bündnisse  gründen.

Dabei müssen wir auch die SPD und die Linkspartei dazu auffordern, eine
Antikriegsposition  einzunehmen.  Während  die  SPD schon  1914  vor  dem
Ersten Weltkrieg gegen Russland zum Krieg aufgerufen hat, hetzt sie heute
wieder lieber gegen Russland, anstatt sich gegen die Profitinteressen des
deutschen Kapitals zu stellen. Auch die Linkspartei hat ihre Position für einen
Austritt Deutschlands aus der NATO immer weiter aufgeweicht und machte
zuletzt  mit  dem  Vorschlag  auf  sich  aufmerksam,  Merkel  solle  aus  dem



Ruhestand zurückkehren und Frieden in der Ukraine stiften (WTF?). An den
beiden  Parteien  kommen  wir  aber  leider  nicht  vorbei,  denn  die
Gewerkschaften  als  die  größten  Organisationen  der  deutschen
Arbeiter_innenklasse  sind  mit  ihnen  organisch  verbunden.  Wenn  wir  die
Gewerkschaften aber auf unserer Seite hätten, könnten diese mit politischen
Streiks das ganze Land lahmlegen, bis der Krieg vorbei  ist.  Sie könnten
Waffenlieferungen verhindern und ihre Verbindung mit US-amerikanischen,
ukrainischen und russischen Gewerkschaften nutzen, um den Krieg in der
Ukraine  gegen  einen  Krieg  gegen  das  Kapital  umzuwandeln.  Die
Arbeiter_innen düfen die Waffen nicht aufeinander richten, sondern müssen
sich  zusammenschließen,  um  gemeinsam  die  Herrschaft  von  Krieg  und
Kapital zu beenden. Denn wie es Karl Liebknecht schon während des ersten
Weltkrieges sagte „Der Hauptfeind steht im eigenen Land!“

Diktator  Putin?  Gegenmacht
zum Imperialismus? Eine kleine
Analyse zu Russland annlässlich
der Duma-Wahl
von Lars Keller und Felix Ruga

Nicht nur die BRD hat gewählt. Eine Woche vor der Bundestagswahl fand in
Russland die Duma-Wahl  statt.  Nicht  mitbekommen? Wirf‘  mit  uns einen
Blick nach Moskau.

Duma-Wahl? Was ist das?

Die Duma ist das russische Parlament und wird direkt vom russischen Volk
für  4 Jahre gewählt.  Sie  besteht  aus 450 Abgeordneten und hat  diverse
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Aufgaben,  vor  allem  jedoch  die  Verabschiedung  von  Gesetzen.  Die
eigentliche Gewalt geht jedoch von dem_der Präsident_In aus. Diese_r wird
bei  der  Duma-Wahl  nicht  gewählt,  sondern  davon unabhängig  und zwar
direkt, was eine hohe Legitimität zu Macht verleiht. Präsident ist momentan
Putin. Dieser hat bei praktisch allen Fragen und Personalwahlen sowohl das
Veto- als auch das Vorschlagsrecht und zwar in Legislative, Exekutive und
Judikative. Andere Institutionen wie die Duma haben eher eine beratende,
kontrollierende oder bestätigende Rolle und nutzen diese in der Praxis nie
gegen Putin aus.
Bei den Duma-Wahlen hat Putins Partei „Geeintes Russland“ gewonnen. Sie
konnte 49,8 % der Stimmen auf sich versammeln, bekommt jedoch aufgrund
des undemokratischen Wahlrechts mit Direktmandaten 72% der Sitze, was
für  sie  die  Allein-Regierung inklusive  Verfassungsänderungen ermöglicht.
Man kann sie sehr gut mit der CDU in Deutschland vergleichen: Ein klar
bürgerlicher,  eher  konservativer  Zusammenschluss  verschiedener
Strömungen, die sich vor allem durch die eigene Regierungsmacht definiert
und zusammenhält.
Zweiter wurde die Kommunistische Partei der Russischen Föderation (KPRF)
mit 18,9% der Stimmen oder 12,7% der Sitze. Diese hat aber nicht so viel mit
Kommunismus zu tun, sondern verfolgt aufgrund des stalinistischen Erbes
letzten  Endes  keine  revolutionäre  Praxis,  sondern  eine  eher  rechte
sozialdemokratische  mit  marxistischer  Rhetorik.
Soweit, so trocken.

Ist die Wahl nicht manipuliert?

Ja. Beobachter_Innen meldeten über 4500 Fälle von möglichem Wahlbetrug,
aber wahrscheinlich gab es noch mehr Fälle. Außerdem wurde zum Beispiel
die Partei von Nawalny, einem Gegner Putins, von Anfang an von der Wahl
ausgeschlossen,  wie  das  auch  andere  Parteien  betraf.  Oppositionelle
Menschen werden massiv vom russischen Staat verfolgt und unterdrückt, wie
auch  LGBTIA-Aktivist_Innen,  Feminist_Innen  oder  Antirassist_Innen,  was
auch  die  Wahl  stark  beeinflusst.
Andererseits dürfen wir nicht vergessen, dass Putins Partei immer noch eine
einigermaßen große Beliebtheit in der Bevölkerung hat. Umfragen vor der



Wahl gingen von 30 % aus – im Vergleich zu vergangenen Wahlen trotzdem
ein Verlust, der dann selbst in der manipulierten Wahl auffiel.
Außerdem  werden  bei  den  Wahlen  noch  ganz  legale  Manipulationen
verwendet. Ein Beispiel dafür sind sogenannte „Spoiler-Parteien“: Parteien,
die zwar wie eine Opposition wirken, aber eigentlich regierungstreue Politik
machen. Diese werden gezielt gegründet, um Oppositionen zu spalten und
lahmzulegen. Beispiel ist die Partei „Neue Leute“, die sich liberal gibt und
damit Anhänger_Innen von Nawalny abgreift.
Ein anderes Beispiel ist  das ungerechte Wahlsystem: Die eine Hälfte der
Sitze  wird  per  Verhältniswahlrecht  bestimmt,  die  andere  Hälfte  per
Direktmandate  für  einzelne  Regionen.  Dabei  gibt  es  anders  als  in
Deutschland keine Ausgleichsmandate, sodass die stärkste Partei noch weiter
gestärkt  wird.  Damit  konnte die Regierung von „geeintes Russland“ ihre
Übermacht verewigen.

Klare Sache: Dort ist Diktatur, oder?

Das  System  ist  von  Putin  zweifellos  ein  sehr  autoritäres,  aber  eine
Führerdiktatur, in der er einfach nur macht, was er will, ist Russland nicht.
Innerhalb der letzten Jahre bröckelt nämlich das System Putin zunehmend:
Seine Zustimmung bleibt überwältigend, aber sie sinkt.  Die Autorität des
Staates bleibt vorhanden, aber Unzufriedene bilden immer mehr Widerstand.
Russland bleibt eine geopolitische Macht, die militärische Konkurrenz und
auf  dem  Weltmarkt  wächst.  Um  nun  dieses  zerbrechliche  System
beisammenzuhalten, braucht Putin die Duma. Zum einen um mit scheinbar
demokratischen Prozessen Kritiker_Innen zu befriedigen, zum anderen um
Opposition  auf  die  Wahl  in  die  Duma  zu  kanalisieren  statt  schwer
kontrollierbare  Massenaktionen  wie  Demonstrationen  oder  Streiks  zu
provozieren.  Das  sind  aber  definitiv  Zugeständnisse  an  eben  diese
Opposition, die diese zur Kontrolle, zumindest jedoch als Bühne nutzen kann.
Wir  würden  die  politische  Rolle  Putins  dementsprechend  noch  nicht  als
„Diktator“ bezeichnen, sondern eher als „Bonaparte“.

Bona-wer? Der war doch Franzose?!

Das stimmt, wobei „Bonapartismus“ ist, nicht nach dem Napoleon, den wir



aus der Schule kennen benannt,  sondern nach Napoleon III.  Der Begriff
beschreibt,  dass  wenn  sich  Arbeiter_Innenklasse  und  Kapitalist_Innen  in
Klassenkämpfen so sehr aufgerieben haben, dass weder die eine noch die
andere  die  Macht  übernehmen  kann,  ein_e  Herrscher_In  an  die  Macht
kommen  kann,  der_die  diesen  Klassenkampf  befriedet,  eine  gewisse
Beliebtheit in allen Schichten hat und verbindend über ihnen steht – ein
Bonaparte. Aber der Schein trügt: Eigentlich sorgt der Bonaparte dafür, dass
der  Kapitalismus  weiterläuft.  Er  richtet  sich  zwar  gegen  einige
Kapitalist_Innen (Putin zwang die Oligarch_Innen Steuern zu zahlen) und gibt
auch  der  Arbeiter_Innenklasse  etwas  ab  vom Kuchen  (Putin  sorgte  zum
Beispiel für höhere Renten),  aber er macht das am Ende nur, damit der
Kapitalismus weiter einen funktionierenden Rahmen hat und die Macht der
Kapitalist_Innen  stabilisiert  wird.  Diese  Stabilisierung  und  Befriedung
bedeutet  am Schluss  vor  allem auch enorme Staatsgewalt.  Es  gibt  zwar
Zuckerbrote  wie  bessere  Renten  oder  durch  den  Staat  gerettete
Arbeitsplätze  –  für  alle  darüber  hinaus  gehenden  Bedürfnisse  der
Unterdrückten  und  Ausgebeuteten  gibt‘s  die  Peitsche.
Nun  könnte  man  sagen,  dass  es  in  Russland  doch  nie  derartige
Klassenkämpfe gab, dass wir sagen könnten: Deswegen gibt es den Putin-
Bonaparte. Tja, aber als Putin an die Macht kam, hätte Russland leicht in
diese Klassenkämpfe geraten können. Denn der Weg von der bürokratisch-
planwirtschaftlichen Sowjetunion zum kapitalistischen Russland bedeutete
eine  krasse  soziale  Verschlechterung  für  Millionen,  während  einzelne
Oligarch_Innen quasi über Nacht und mit viel Lug und Trug reich wurden.
Dies  hat  jedoch  auch  innerhalb  der  Kapitalist_Innenklasse  für  Kämpfe
gesorgt. Die fieberhafte Ausverkauf der Sowjetwirtschaft hat eine Situation
hervorgerufen, in der sich innerhalb des Kapitals kein Bewusstsein dafür
gebildet  hat,  dass  es  eine  große  Aufgabe  darstellt,  sich  in  der
imperialistischen  Welt  zu  behaupten  und  dass  man  dafür  auch  auf  die
eigenen egoistischen, kurzfristigen Vorteile verzichten muss. Putin war in
dem  Sinn  notwendig  für  den  russischen  Kapitalismus,  dass  er  die
Oligarch_Innen  disziplinierte  und  einen  Aufstand  der  Armen  und
Arbeiter_Innen abwendete. Er ist damit ein Bonaparte, und als solcher hat er
den Aufstieg des russischen Imperialismus erst ermöglicht.



Moment, was war das? Russland ist eine imperialistische Macht?

Viele Linke verstehen Russland nicht als imperialistisch, manche sehen in
Moskau sogar einen Ausgleich zu den Westmächten USA und EU. Das teilen
wir nicht.
Russland  ist  sicher  ein  wirtschaftlich  schwaches  Land,  unter  den
Imperialist_Innen eines der schwächsten und genau deshalb ist es auch so
abhängig von einem autoritären System wie den Putinismus. Dank ihm und
der enormen militärischen Stärke konnte der russische Imperialismus in den
letzten 30 Jahren aufsteigen. In Syrien sehen wir das besonders stark, wo die
Assad-Diktatur  vor  allem  durch  die  russische  Unterstützung  den
Bürger_Innenkrieg gewinnen konnte. Es gibt auf der Welt keine größeren
politischen Ereignisse, ohne dass Russland mit seinen eigenen Interessen
darin mitwirken kann. Für uns heißt „imperialistisch“ nicht bloß das Abhaken
von „Lenins Fünf Merkmalen“ oder der Hegemon in der Welt zu sein. Es
heißt, dass dieser kapitalistische Staat die Möglichkeit hat, in der Geopolitik
eigenständig zu agieren,  Einflusssphären zu behaupten und auszubeuten.
Das  ist  die  etwas  knappe  Begründung,  warum  wir  Russland  als
imperialistisch verstehen und wir es deswegen auch nicht als „Alternative
zum  Westen“  verstehen.  In  einer  Auseinandersetzung  zwischen  Berlin,
Washington,  Moskau  und  Peking  unterstützen  wir  keine  dieser  Mächte.

Und was kann jetzt die deutsche Linke tun?

Minimum ist auf jeden Fall, eine klare und kritische Analyse davon zu haben,
was das politische System in Russland ist und welche Rolle es in der Welt
einnimmt. Es ist zwar ein unterstützenswertes antimilitaristisches Bestreben,
das Säbelrasseln gegen Russland zu beenden, wozu vor allem die Linkspartei
und die DKP Politik machen. Aber das heißt nicht, dass wir uns in Kritik
zurückhalten oder gar auf die Seite des russischen Imperialismus stellen.
Internationale  Solidarität  ist  hingegen  klar  mit  proletarischen  und
demokratischen Bewegungen innerhalb Russlands. Es wird mit dem Ende
Putins  und  den  wachsenden  Rissen  in  seinem System immer  wichtiger,
darauf ein Auge zu haben. Diese sollten möglichst unterstützt werden und die
Perspektive aufgemacht werden: Das Problem ist das imperialistische System
als Ganzes und dementsprechend stehen wir auf der gleichen Seite, wenn wir



gegen Angriffe  des  deutschen,  des  us-amerikanischen oder  nun mal  des
russischen Staates und für eine friedliche und solidarische Welt kämpfen!

Droht der Krieg in Syrien zum
Flächenbrand zu werden?
von Dilara Lorin und Martin Suchanek, zuerst erschienen unter
http://arbeiterinnenmacht.de/2020/02/29/krieg-syrien/

Hunderttausende,  wenn nicht  Millionen,  befinden sich  in  Syrien  auf  der
Flucht.  Die  Offensive  der  syrischen  Armee  sowie  ihrer  russischen  und
iranischen Verbündeten sollte ein weiteres blutiges Kapitel im Bürgerkrieg
zum  Abschluss  bringen  –  die  Rückeroberung  Idlibs  samt  Vertreibung
Hunderttausender,  der  Zerschlagung  der  oppositionellen  bewaffneten
Gruppen  –  egal  ob  nur  dschihadistisch,  pro-westlich  oder  verbliebene
Restbestände  der  demokratischen  Opposition.

Zweifellos kalkulierten das syrische Regime wie auch seine Verbündeten,
dass  sie  dieses  mörderische  Unternehmen  rasch  durchziehen  konnten.
Protestnoten der zur „Weltgemeinschaft“ hochstilisierten westlichen Mächte
waren einkalkuliert, ein Stillhalten der Türkei, der Russland (und damit das
Assad-Regime) wichtige Teile Nordsyriens und vor allem Rojavas überlassen
hatten, ebenfalls.

Doch wie schon in Libyen erweist sich die Putin-Erdogan-Allianz als brüchig.
Sie ist praktisch am Ende. Beide Räuber, beide „Sieger“ wollen ihren Teil
vom Kuchen. Das Assad-Regime will erst recht nicht mehr auf die Türkei
Rücksicht nehmen.

Umgekehrt  droht  nun  der  Krieg,  selbst  zu  eskalieren,  von  einem
StellvertreterInnenkrieg in einen heißen Krieg umzuschlagen. Selbst wenn
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keine der Parteien diese Entwicklung anstrebt, so spielen sie doch mit dem
Feuer. Während Russland weitere Kriegsschiffe ins Mittelmeer beordert, ruft
die Türkei die NATO-PartnerInnen an. Die Trump-Administration sieht die
Chance gekommen, verlorenen Einfluss wiederherzustellen, und verspricht
Unterstützung. Die NATO erklärt  ihre Solidarität  mit  dem Mitgliedsstaat,
auch wenn sie noch offenlässt, welche praktischen Formen diese annehmen
soll.  Bei  allem Gerede von Besorgnis  ob  der  Eskalation  könnte  sich  die
Konfrontation in den nächsten Tagen massiv zuspitzen, im extremsten Fall
aus dem syrischen BürgerInnenkrieg ein Krieg zwischen Russland und NATO
werden.

Lage in der Türkei
Im Folgenden wollen wir die Lage in der Türkei genauer betrachten.

In den vergangenen Tagen starben laut türkischen Nachrichtenagenturen bis
zu 33 Soldaten in Idlib, einer Stadt im Nordwesten Syriens, durch syrische
Luftangriffe.  Laut  der  kurdischen  Nachrichtenagentur  ANF  (Firatnews
Agency)  sind  bis  zu  113  Soldaten  ums  Leben  gekommen.  Mehrere
Videoaufnahmen  kursieren  im  Internet,  die  von  mehreren  hundert
„Märtyrern“ sprechen, und türkische Soldaten beklagen, „man komme aus
Idlib nicht mehr lebend heraus“.

Der  Kurznachrichtendienst  Twitter  ist  seit  gestern  Abend  in  der  Türkei
geschlossen, um keine weiteren Meldungen über den Krieg und die getöteten
Soldaten  zu  verbreiten.  Aber  die  Grenzregion  zu  Syrien  liegt  lahm,  die
Krankenhäuser sind überfüllt mit Leichen und das Gesundheitsministerium
ruft die Bevölkerung dazu auf, Blut zu spenden. Das deutet darauf hin, dass
die Opferzahlen wahrscheinlich viel höher sind als die 33.

Die Türkei  führt  gerade einen offenen Krieg in Syrien gegen das Assad-
Regime, faktisch auch einen gegen seinen Verbündeten Russland. Dass die
Türkei  seit  dem  27.  Februar  ihre  Grenzen  nach  Europa  für  syrische
Geflüchtete geöffnet hat und und diese nicht mehr darin hindert, dorthin
auszureisen, bedeutet für sie nur, die Geflüchteten als Spielball zu benutzen.
Sie möchte damit die EU unter Druck setzen und zwingen, im Krieg um Idlib



auf ihrer Seite einzugreifen oder jedenfalls Unterstützung zu gewähren. Dies
könnte auch zu einem Krieg zwischen Türkei, EU und Russland führen.

Der türkische Außenminister Mevlüt Çavuşoğlu steht im Telefonkontakt mit
NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg. Dieser verkündete am 28. Februar,
dass  die  NATO  die  Türkei  auch  militärisch  unterstützen  und  die
Luftverteidigung stärken wird. Teile der NATO stellten sich schon vorher und
während  des  Manövers  in  Idlib  auf  die  Seite  der  Türkei,  welche  mit
dschihadistischen Truppen wie  der  Division Sultan Murad und Ahrar  Al-
Sharqiya (Freie Männer des Ostens) zusammen kämpft.

Das Leid der 3 bis 4 Millionen ZivilistInnen in Idlib jedoch wird in der Türkei
kaum gehört. Mehrere tausende Menschen, welche vom syrischen Regime
teils  zwangsumgesiedelt  wurden,  befinden  sich  in  Idlib  unter  türkisch-
dschihadistischem und syrisch-russischem Beschuss.

Während Russland und Syrien, die Türkei und USA Stellung beziehen und
eine weitere Eskalation droht, laviert die schwächelnde EU. Sie fordert ein
Ende  der  Kampfhandlungen,  unterstützt  zur  gleichen  Zeit  den  NATO-
Verbündeten.  Mit  der  Türkei  freilich  hadert  sie  um  die  Frage  der
Geflüchteten,  denen  sie  auf  keinen  Fall  helfen  will.

Die  Öffnung  der  türkischen  Grenzen  bedeutet  längst  nicht,  dass  die
Menschen, die fliehen, allzu weit  kommen. Frontex wurde in den letzten
Jahren weiter aufgerüstet, an die EU-Außengrenzen werden mehr und mehr
Polizei und Grenzschutzeinheiten beordert. Wird der Andrang zu groß, kann
auch nicht ausgeschlossen werden, dass der bewaffnete Arm der Frontex auf
Menschen an den Grenzen schießen wird. Es droht somit eine humanitäre
Krise der Menschen in Idlib und der Millionen Flüchtlinge des Bürgerkriegs.

Aktuell sammeln sich größere Gruppen von Geflüchteten vor Edirne, einer
türkischen Grenzstadt nahe Bulgarien und Griechenland, sowie in Izmir und
anderen Hafenstädten im Westen der Türkei und versuchen, der Hölle von
Bürgerkrieg und Vertreibung zu entkommen. Wir brauchen offene Grenzen
für alle! Jetzt sofort! Wir müssen gemeinsam dafür kämpfen, dass alle, die
nach Europa wollen, sichere Fluchtwege über Meer oder Land erhalten und



sich in den Ländern ihrer Wahl niederlassen, arbeiten und eine Existenz
aufbauen können.

Geostrategische Gründe
Der  türkische  Einmarsch  in  Syrien  erfolgte  –  wie  die  Intervention  aller
anderen Mächten – aus geostrategischen Gründen. Ursprünglich ausgezogen,
Assad selbst zu stürzen, will Erdogan nun ein möglichst großes Stück von der
Beute,  sprich die Neuordnung des Landes mitbestimmen. Den Einmarsch
türkischer Truppen,  die Eroberung Afrins und anderer kurdischer Städte
stellt er als Akt der „Verteidigung“ des Landes dar, ganz so wie Russland,
Iran  und  Syrien  die  brutale  Wiedererrichtung  des  Assad-Regimes  zum
„Kampf gegen den Terrorismus“ verklären.

Doch der Krieg könnte für Erdogan leicht zum Bumerang werden. Die Türkei
befindet sich in einer wirtschaftlich sehr schlechten Lage und ein Krieg trägt
sicherlich nicht zu einer Erholung bei. Im Gegenteil, die ArbeiterInnenklasse
wird zu den Kriegen einberufen und muss für die Interessen eines Staates
sterben,  der vielen nicht  einmal  genug zum Überleben bieten kann.  Der
Mindestlohn  reicht  kaum,  um  sich  und  seine  Familie  zu  ernähren.  Die
Lebensqualität sinkt mit jedem anbrechenden Tag und nun werden junge
Lohnabhängige auch noch zur Armee berufen, um in einem Krieg zu sterben,
der in keinster Weise ihren Interessen dient.

So  wie  die  ArbeiterInnenklasse  Russlands  oder  Irans,  so  muss  auch  die
türkische  ArbeiterInnenklasse  „ihrer“  Regierung  jede  Unterstützung
verweigern. Der Krieg Erdogans ist nicht unser Krieg. Es hilft jedoch nicht,
sich über den Tod türkischer Truppen und Soldaten zu freuen, es kommt
darauf an, Erdogan und das Regime zum Rückzug aus Syrien zu zwingen –
und zwar nicht nur aus Idlib, sondern auch aus Rojava und allen anderen
Gebieten.

Ein  Rückzug  aus  Idlib  allein  –  ob  nun  infolge  syrisch-russischer
Militärschläge  oder  durch  ein  weiteres  „Waffenstillstandsabkommen“  –
würde  schließlich  bedeuten,  dass  sie  weiter  Besatzungsmacht  in
Nordsyrien/Rojava  bleibt.  So  kontrolliert  sie  strategisch  wichtige



Verkehrsknotenpunkte der nordsyrischen Region wie die Autobahn M14, die
Antalya mit  Mossul  verbindet,  und dem türkischen Staat  dienen soll,  im
arabischen Raum besser Fuß zu fassen. Sie wird weiterhin Besatzungsarmee
der  kurdischen  Gebiete  sein  und  dschihadistische  Strukturen  weiter
aufbauen,  bewaffnen  und  unterstützen.

Nein zum Krieg! Abzug aller imperialistischen
Truppen und Regionalmächte!
In der Türkei, in Russland und den NATO-Staaten brauchen wir eine breit
aufgestellte Einheitsfront von Organisationen, Gewerkschaften und Parteien
der  ArbeiterInnenklasse.  Denn  nur  die  ArbeiterInnenklasse  kann  in
internationaler  Solidarität  mit  den  Geflüchteten,  KurdInnen,  der
ArbeiterInnenklasse und demokratischen Opposition in Syrien diesen Krieg
stoppen! Wer soll eingezogen werden, wenn wir streiken? Wie soll die Türkei
weiter Krieg führen, wenn die ArbeiterInnenklasse sich mit den bis zu vier
Millionen  ZivilistInnen  in  Idlib  und  den  drei  Millionen  KurdInnen  in
Nordsyrien solidarisiert,  auf die Barrikaden geht und einen Generalstreik
ausruft?

Alle Räder stehen still, wenn die Klasse das auch will, und natürlich ist damit
auch das Rad eines Panzers gemeint!

Wir  brauchen  keine  weiteren  imperialistischen  AkteurInnen  und
Regionalmächte im Krieg in Syrien, die allesamt nur für ihre eigenen Profite
und strategischen Interessen kämpfen. Es war schon ein richtiger Schritt,
dass sich viele türkische und internationale Linke gegen den Einmarsch der
Türkei in die kurdischen Gebiete in Syrien aussprachen und sich mit den
KurdInnen  solidarisierten,  aber  Solidarität  darf  und  kann  nicht  bei
Lippenbekenntnissen  stehenbleiben!  Es  muss  eine  gemeinsame
Mobilisierung  diskutiert  und  umgesetzt  werden,  um  die  drohende
Ausweitung  des  Kriegs  zu  verhindern  und  der  Zivilbevölkerung  in  Idlib
beizustehen.

Die  ArbeiterInnenklasse,  die  Gewerkschaften  müssen  erkennen,  dass  die
Intervention der Türkei in Syrien nicht dem Schutz der Bevölkerung dient,



sondern  nur  eigenen  Machtinteressen  und  der  Verhinderung  kurdischer
Selbstbestimmung. Sie muss erkennen, dass eine etwaige US-amerikanische
oder  NATO-Intervention  nur  dazu  führen,  kann  dass  der  Kampf  um die
Neuaufteilung der Welt zwischen den Großmächten eine militärische Form
annimmt,  sich  zu  einem  internationalen  Flächenbrand  ausweiten  kann.
Daher:  Nein  zu  jeder  NATO-Intervention!  Abzug  aller  deutschen,
französischen,  US-amerikanischen  Truppen,  nein  zu  allen  westlichen
imperialistischen Sanktionen! Öffnung der EU-Grenzen für die Flüchtlinge!
Sie muss aber auch erkennen, dass die Intervention Russlands und Irans
keinen Akt des „Anti-Imperialismus“, sondern selbst nur nackte und brutale
Verfolgung  eigener  geostrategischer  Interessen  bedeutet.  Sie  muss
erkennen,  dass  sie  mit  dem  Assad-Regime  eine  mörderische
Kriegsmaschinerie am Leben hält, die für den Tod Hunderttausender und die
Vertreibung von Millionen verantwortlich ist.

Ob sich der Krieg in Syrien zu einer internationalen Konfrontation ausweitet
oder  ob  er  am  Verhandlungstisch  auf  dem  Rücken  der  Bevölkerung“
befriedet” wird – wir dürfen nicht auf die Assads und Erdogans, die Putins
und Trumps, aber auch nicht die Merkels und Macrons unsere Hoffnungen
setzen. Sie sind alle Teil des Problems.

Nur eine gemeinsame, internationale Anti-Kriegsbewegung, die sich auf die
ArbeiterInnenklasse stützt,  kann in  der  Aktion verhindern,  dass  sich der
syrische  BürgerInnenkrieg  weiter  ausweitet,  ja  zu  einer  Konfrontation
zwischen  NATO  und  Russland  wird.

Abzug  aller  imperialistischen  Truppen  und  Regionalmächte  aus
Syrien, vor allem der türkischen, russischen und iranischen Truppen!
Nein zu jeder Intervention und Waffenlieferungen an Erdogan oder
Assad!
Abzug aller NATO-Truppen aus der Region, Schließung der NATO-
Basen in der Türkei!
Schluss mit dem EU-Türkei-Deal! Öffnung der europäischen Grenzen
für alle Geflüchteten!
Unterstützung  für  Rojava  sowie  für  die  ArbeiterInnenklasse,  die
demokratische und sozialistische Opposition in Syrien!



LGBTQ+ in Griechenland
Die  Darstellung  der  europäischen  Presse  von  den  olympischen
Winterspielen in Sotschi kreiert das selbstgerechte Bild vom ach so
LGBTQ+ (Lesbian Gay Bisexual Trans Queer) freundlichen Europa,
dem die  homophobe,  menschenverachtende  Politik  der  russischen
Regierung gegenübersteht. Der Einzug der griechischen Delegation in
regenbogenfarbenen  Handschuhen  während  der  Eröffnungsfeier
wurde als Zeichen des Protests gegen die Hetze des Gastgeberlandes
gefeiert.  Doch,  wie sich später herausstellte,  handelte es sich gar
nicht  um  einen  Regenbogen,  sondern  nur  um  die  Farben  der
olympischen  Ringe.  Mit  Gleichheit  für  LGBTQ+-Menschen  hat  es
Griechenland nämlich eigentlich nicht so.

Besonders dort hat sich seit Beginn der Krise 2008 die Lage der Menschen,
die nicht heteronormativen Standards entsprechen, drastisch verschlechtert.
Ein  Aktivist  sprich  sogar  davon,  dass  die  LGBTQ+  Szene  durch  die
wirtschaftliche und politische Entwicklung Griechenlands „um mindestens
zehn Jahre zurückgeworfen“ wurde.  Immer häufiger  kommt es  vor,  dass
homo- und transsexuelle Menschen auf der Straße von rechten Gruppen, vor
allem denen der neonazistischen Chrysi Avgi, brutal zusammengeschlagen

werden.  Auch Polizei und Kirche unterstützen die Hetze. Im Sommer
letzen  Jahres  verhaftete  die  Polizei  in  Thessaloniki  ohne  Angabe  eines
Grundes massenhaft weibliche Transsexuelle und hielt sie stundenlang auf
dem Revier fest. Als eine der Betroffenen ihre Anwältin einschaltete, wurde
diese,  ebenfalls  ohne  Angabe  von  Gründen,  gleich  mit  eingesperrt.  Die
Verhafteten wurden teilweise sogar zu HIV-Tests gezwungen.

Vertreter  der  orthodoxen  Kirche,  welche  einen  großen  Einfluss  auf  die
griechische Politik ausübt, vergleichen Homosexualität mit Pädophilie und
Inzucht.  Auf  Dringen  des  Europäischen  Gerichtshofs  stellte  die
sozialdemokratische  Regierungspartei  PASOK  Ende  2013  einen
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Gesetzesentwurf  vor,  welcher  auch  gleichgeschlechtlichen  Paaren  die
Lebensgemeinschaft ermöglichen sollte. Seraphim, Metropolit (Bischof) von
Piräus, reagierte darauf, indem er ankündigte, dass jeder Abgeordnete, der
dem  Gesetz  zustimmt,  exkommuniziert  werde.  Die  konservative
Regierungspartei Nea Dimocratia stoppte den Gesetzesentwurf letztendlich,
nachdem mehrere Abgeordnete schriftlich protestiert hatten.

Der  Gegenentwurf  des  linken  Bündnisses  SYRIZA  beinhaltet  zwar  die
eingetragene  Lebensgemeinschaft  für  gleichgeschlechtliche  Paare,  doch
verhindert  auch  dieser  die  Adoption.

Dringend  ist  die  Schaffung  von  Selbstverteidigungsstrukturen  für
Betroffene  in  Griechenland  nötig,  um  weiteren  Angriffen
entgegenzuwirken. Außerdem ist es vor allem für linke Kräfte wichtig,
die  LGBTQ+  in  den  politschen  Kampf  zu  integrieren  und  ihre
Unterdrückung  mit  dem  Widerstand  gegen  die  Spardiktate  der
Europäischen  Zentral  Bank  und  den  Kapitalismus  als  ganzes  in
Verbindung zu bringen. Es ist  mehr als notwendig, die Forderung
nach  gleichgestellter  Lebensgemeinschaft  für  nicht-heterosexuelle
Paare  aufzustellen  und  für  ein  gleichberechtigtes  Adoptionsrecht
einzutreten.  Schluss  mit  Festnahmen  von  Menschen  auf  Grund
vonsexueller  Ausrichtung!  Für  anonyme  Beratungsstellen  und
kostenlose  medizinische  Versorgung!

Revolutionäre
Jugendinternationale  –  Welche
Organisation  braucht  die
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Jugend?

Sozialistenkongress  –  1907  in
Stuttgart

Vor etwas mehr als 100 Jahren wurde die erste internationale revolutionäre
Jugendorganisation  gegründet.  Im  August  1907  versammelten  sich  21
Delegierte – junge Revolutionäre und Revolutionärinnen – aus 13 Staaten auf
dem  „Internationalen  Sozialistenkongress“  in  Stuttgart.  Das  war  die
Geburtsstunde der Sozialistischen Jugendinternationale. Am Ende des Jahres
1907 repräsentierte sie mehr als 60.000 Jugendliche.

Schon Ende des 19. Jahrhunderts hatten sich wiederholt starke sozialistische
Jugendorganisationen  –  besonders  in  Skandinavien,  in  Belgien  und  den
Niederlanden – gebildet. Doch diese ersten Erfahrungen und Entwicklungen
waren  noch  nicht  konstant  genug,  um eine  internationale  Koordinierung
aufzubauen.

Karl Liebknecht

Die Gründungsmitglieder der Jugendinternationale, um ihren ersten Sekretär
Karl Liebknecht, sahen jedoch klar die Notwendigkeit einer internationalen
revolutionären  Jugendorganisation.  Sie  ergab  sich  aus  der  Stellung  der
Jugend, ihrer speziellen Unterdrückung und dem internationalen Charakter
des Imperialismus. Die Jugend, damals wie heute, war nicht nur besonders
stark  ausgebeutet  in  der  Produktion,  hatte  nur  selten  Zugang  zu
Bildungseinrichtungen und kaum politische Rechte. Die Jugendlichen sollten
auch die Ersten sein, die in dem imperialistischen Krieg von 1914-1918 an
den  Fronten  des  Ersten  Weltkrieges  für  die  Interessen  „ihrer“
imperialistischen Nationen sterben sollten. Daher war, neben dem Kampf für
Bildung und Jugendschutz, vor allem der revolutionäre Antimilitarismus die
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Grundlage der sozialistischen Jugendinternationale von 1907.

Doch in vielen europäischen Staaten musste sich die Jugend innerhalb der
sozialistischen  Bewegung  selbst  das  Recht  auf  eigene  Organe  und
Vertretungen  erkämpfen.  Der  reformistische  Flügel  in  der  Zweiten
Internat ionale ,  der  s ich  auf  e ine  entstehende  Schicht  von
GewerkschaftsbürokratInnen,  ParlamentarierInnen  und  hohe
ParteifunktionärInnen stützte, fürchtete sich vor der revolutionären Dynamik
unabhängiger  Jugendverbände.  Der  Kampf  für  die  organisatorische
Unabhängigkeit  der Jugend war also von Beginn an auch ein Kampf des
linken, revolutionären Flügels der Arbeiterbewegung.

So beobachtete Lenin 1916, als sich die Konflikte unter den Eindrücken des
Krieges  weiter  verschärften:  „Es  kommt  oft  vor,  dass  Vertreter  der
Generation der Erwachsenen und Alten es nicht verstehen, in richtiger Weise
an die Jugend heranzutreten, die sich zwangsläufig auf anderen Wegen dem
Sozialismus nähert, nicht auf dem Wege, nicht in der Form, nicht in der
Situation wie ihre Väter. Das ist einer der Gründe, warum wir unbedingt für
die organisatorische Selbständigkeit  des Jugendverbandes eintreten, nicht
nur deshalb, weil die Opportunisten diese Selbständigkeit fürchten, sondern
auch dem Wesen der Sache nach. Denn ohne vollständige Selbständigkeit
wird die Jugend nicht imstande sein, sich zu guten Sozialisten zu entwickeln
und sich darauf vorzubereiten, den Sozialismus vorwärts zu führen.“

Der herannahende Krieg

Bereits  1907  waren  die  Vorzeichen  des  ersten  imperialistischen
Weltkrieges  zu  erkennen.  Alle  Staaten  vergrößerten  ihre
Tötungsmaschinerie, neue Technologien wie Luftwaffe und C-Waffen wurden
entwickelt.  Die  stehenden  Heere  wurden  vergrößert.  Eine  Welle  des
nationalen Chauvinismus ging durch die Völker Europas. Jede Kolonialfrage,
d.h.  die  Unterdrückung  anderer  Länder  und  Kontinente,  wurde  als
Existenzfrage der „eigenen Nation“ diskutiert. Die bürgerliche Intelligenz,
Pfaffen,  Adligen  wie  Großkapitalisten  bemühten  sich,  diese  Welle  des
Rassismus und reaktionärem Nationalismus zu  verbreiten,  um den Krieg
vorzubereiten.

http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2013/04/erster-Weltkrieg1.jpg


Wichtige Adressat_innen dieser Ideologien waren auch die Arbeiter_innen
und die Jugend, also jene, die von den Herrschenden, von Monarchie und
Bourgeoisie,  in  den  Krieg  geschickt  werden  sollten.  So  sollte  der
internationalistische Widerstand gegen Krise, Verarmung und Krieg auf den
Amboss  der  kap i ta l i s t i s chen  Nat ion  ge leg t  werden .  D ie
Gewerkschaftsbürokrat_innen  und  die  reformistischen  Führer_innen  der
Zweiten  Internationale,  allen  voran  die  SPD,  ergriffen  schließlich  den
dazugehörigen Hammer, um ihn gegen die revolutionäre Arbeiterbewegung
zu schwingen. Dem unsicheren Ausgang der proletarischen Revolution zogen
sie die vermeintliche Sicherheit des imperialistischen Gemetzels vor.

Mit  der  Zeitschrift
„Jugendinternationale
“  a g i t i e r t e n  d i e
Revolutionär*innen
gegen den Krieg.

Wo die offiziellen Führer_innen versagten, war es die proletarische Jugend,
die am entschlossensten gegen den Militarismus vorging. Mehr und mehr
traten nicht für ihr „Vaterland“ ein, sondern für das Endes Krieges und das
Ende  der  sogenannten  „Burgfriedenspolitik“,  also  das  Aussetzen  jeder
Klassenaktion, um die Kriegsanstrengungen des „eigenen“ Landes nicht zu
gefährden. Die Jugend erkannte zunehmend, dass die Niederlage im Krieg
allemal das kleinere Übel war als der fortgesetzte Klassenfrieden. Sie warben
für politische Streiks, die Sabotage der Kriegsindustrie, den Massenstreik
gegen den Krieg. Die Aktion der Arbeiter_innen und der Jugend sollte in
einen revolutionären Sieg – wie in Russland 1917 – umgewandelt werden.

Nur durch den proletarischen Kampf, so die Jugendinternationale, konnten
Millionen  junger  Männer  vor  dem  imperialistischen  Massaker  geschützt
werden.  Der  reformistische  Teil  der  Sozialdemokratie  hingegen  trat  für
„Abrüstung“ und „Pazifismus“ ein, nur um in der entscheidenden Stunde, die
Kriegskredite  für  die  weitere  Aufrüstung  zu  unterstützen  und  zur
„Vaterlandsverteidigung“ aufzurufen.  Ihr  bürgerlicher  Pazifismus,  der  vor
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allem die revolutionäre Gewalt fürchtete, wurde in der Stunde der Not zum
bürgerlichen Militarismus, der die reaktionäre Gewalt heiligte.

Die sozialistischen Jugendverbände argumentierten dafür die Waffen gegen
die Herrschenden zu richten, um den Krieg zu beenden. Die Reformisten
argumentierten dafür, die Waffen auf die Arbeiter_innen der anderen Länder
zu richten. Einen Zwischenweg konnte es nicht geben.

Die internationale Solidarität war daher für die Jugendinternationale keine
Phrase, sondern eine Praxis im Klassenkampf, die den jungen Genossinnen
und Genossen vermittelt werden sollte. So sagte Liebknecht auf dem zweiten
Kongress der JI, dass „die Erziehung der Jugend in diesem Geiste, […] eine
der wichtigsten Aufgaben des kämpfenden Proletariats, und die selbständige
proletarische  Jugendbewegung  […]  das  wirksamste  Mittel  zu  dieser
Erziehung“  sei.

Die  Jugendorganisationen  wollten  also  der  Jugend  den  Sozialismus
vermitteln.  Ihre  Kämpfe  um  demokratische  Rechte,  Bildung  und
Jugendschutz  sollten mit  den Kämpfen des Proletariats  zusammengeführt
werden. Nur mit einem revolutionären Programm, Seite an Seite mit der
Arbeiterklasse,  war  diese  Auseinandersetzung  denkbar.  Nur  so  war  der
Widerstand gegen die Kapitalist_innen und ihren Staat möglich.

Die  Reaktion der  herrschenden Eliten war eine weitere  Verstärkung der
Repression. So war es Jugendlichen unter 18 Jahren ab 1908 im deutschen
Kaiserreich untersagt, sich politisch zu betätigen, auf Demonstrationen zu
gehen oder an Versammlungen teilzunehmen.  Der Kampf um die Jugend
durch  die  Jugendorganisationen  ( in  Deutschland  FJO-  Freie
Jugendorganisation) fand illegal statt.  Die bürgerlich-reaktionäre Ordnung
wollte,  noch  weniger  als  die  Reformist_innen,  keine  selbständigen
Jugendverbände.  Für  sie  war  die  Jugend  Befehlsempfänger,  billige
Arbeitskraft  und  künftiges  Kanonenfutter  –  und  sollte  es  gefälligst  auch
bleiben.

Sozialdemokratische Verräter und revolutionäre Jugend



Beginn  des  ersten  Weltkrieges:
Noch herrscht  Euphorie  und die
rechte Sozialdemokratie tut alles,
um ihr „Vaterland“ zu verteidigen.
Doch die linke Jugend, wehrt sich
gegen diesen Verrat!

1914, mit dem Beginn des zweiten Weltkrieges, verrieten die Führer Zweiten
Internationale alles, wofür die Arbeiterbewegung bisher gekämpft hatte. Mit
der Einberufung von Millionen
Proletarier_innen und Jugendlicher in den imperialistischen Krieg wurden
auch die sozialistischen Jugendorganisationen vor die alles entscheidende
Frage der Zeit gestellt: Sozialchauvinismus der Rechten oder revolutionärer
Internationalismus der Linken?

So  erschienen  während  des  Krieges  15  Ausgaben  der  Zeitung  „Jugend-
Internationale“. In ihr nahmen die jungen Revolutionär_innen entschieden
Stellung  gegen  den  Verrat  der  „Vaterlandsverteidiger“  in  den
Arbeiterparteien.  Die Jugend hatte die  „internationale Solidarität“  anders
gelernt und verstanden. Ihre Konsequenz, war der Bruch mit der Zweiten
Internationale.  Große  Teile  der  Aktivist_innen  wurden  1919
Gründungsmitglieder der Kommunistischen Internationale.  In Deutschland
war  die  Jugend  ein  großer  Teil  des  Spartakusbundes  und  der  später
gegründeten KPD, in Russland lag der Altersdurchschnitt der Bolschewiki bei
Anfang 20.

Es war also die Jugend und ihre Entschlossenheit mit dem Reformismus zu
brechen, sowohl politisch, als auch organisatorisch, die den Grundstein für
neue revolutionäre Parteien in ganz Europa legte. So schrieb auch Lenin in
der  „Jugend-Internationale,  dass  „bei  dieser  Sachlage in  Europa […] der
Verbindung sozialistischer Jugendorganisationen die gewaltige und dankbare
– dafür aber auch schwerere – Aufgabe des Kampfes für den revolutionären
Internationalismus,  für den wahren Sozialismus,  gegen den herrschenden
Opportunismus,  der  sich  auf  die  Seite  der  imperialistischen  Bourgeoisie
geschlagen  hat“  zufalle.  Die  Spaltung  von  den  alten  Mutterparteien,
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schwächte also den Reformismus, stärkte aber gleichzeitig die revolutionäre
Bewegung!

Krise, Armut, Krieg – altes Elend, neue Jugendinternationale!

REVOLUTION-Block  auf  einer
ersten  Maidemonstration

Das imperialistische Staaten Jugendliche zum Militär einziehen, in den Krieg
schicken, um dort ihre Lebensgrundlage und Zukunft vernichten, ist auch
heute noch so. Eine der tiefsten Krisen des Kapitalismus bereitet eine neue
gesellschaftliche  Katastrophe  vor.  Das  was  für  eine  sozialistische
Gesellschaft  zu  einer  Errungenschaft  werden  würde,  wird  für  den
Kapitalismus zum Krisenauslöser – nämlich, dass er „zu viel“, „zu effektiv“
produziert. Die Lösung der Kapitalist_innen der einzelnen Nationen ist es
also…  möglichst  viel,  möglichst  effektiv  zu  zerstören.  Begonnen  wird
natürlich bei den sozialen Errungenschaften der Arbeiter_innenbewegung.
Gesundheitssysteme, Renten, Bildungseinrichtungen, Arbeitsrechte, Löhne,
allem, wofür wir für Jahrzehnte gekämpft haben, wird durch den die Angriffe
der Kapitalist_innen in Kürze vernichtet. All das ist Ausdruck dafür, dass der
Kapitalismus sich überlebt hat.

Während die internationale Umweltkatastrophe voranschreitet,  die
zu  einer  ernsten  Bedrohung  für  die  Menschheit  wird,  retten  die
kapitalistischen Staaten das Bank- und Industriekapital – auf Kosten
der Lohnabhängigen.
Während  von  der  Sicherheit  der  Weltbevölkerung  geredet  wird,
stürzt der „Krieg gegen den Terror“ immer breitere Teile der Welt in
Krieg und Elend, öffnet auch in den „demokratischen Nationen“ Tür
und Tor für… einen Krieg gegen die Arbeiter_innenbewegung.
Doch Demokratie lässt sich auch ohne Terror vernichten. Das zeigen
die  Kapi ta l i s t _ innen  anschaul ich  in  Europa ,  wo  e in
Technokratenregime – notfalls auch Faschisten, wie die Chrysi Avgi
in Griechenland – nach dem Anderen durch EZB, EU-Bürokratie und
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IWF an die Macht gehievt werden.
Während  die  Regierungen  der  imperialistischen  Nationen  von
Abrüstung  reden  und  über  Schurkenstaaten  wie  den  Iran  oder
Nordkorea  krakeelen,  wird  hinter  den  Kulissen  aufgerüstet.  Die
Armeen  der  unterschiedl ichen  Nat ionen  werden  zur
Aufstandsbekämpfung mobilisiert, die USA versuchen verzweifelt mit
Kriegen  wie  im  Irak  oder  in  Afghanistan  ihre  militärische
Machtposition  zu  halten,  während  Nationen  wie  China  oder
Deutschland versuchen einen neuen Anlauf auf die „Neuaufteilung
der Welt“ zu nehmen, indem sie „ihren“ Kontinent unterwerfen, um
sich danach an die Unterwerfung der Welt zu machen.

Die Jugend ist und wird an vorderster Stelle von dieser Katastrophe
betroffen sein. Doch wir stehen auch an vorderster Stelle in dem Kampf,

diese  Katastrophe  abzuwenden.  Diktatoren  wie  Ben  Ali,  Gaddafi  oder
Mubarak wurden durch die Aufopferungsbereitschaft von uns Jugendlichen
gestürzt.  Bei den Generalstreiks in Südeuropa standen wir in den ersten
Reihen des Widerstands, überall auf der Welt waren die Bildungsproteste der
letzten  Jahre  auch  ein  Vorbild  für  radikalere  Streikaktionen  von
Arbeiter_innen.

Wir,  von  der  unabhängigen  internationalen  Jugendorganisation
REVOLUTION, wollen diese internationalen Kämpfe der Jugend zusammen
führen. Heute ist der Kampf für eine kommunistische Jugendinternationale
dringender denn je. Nach dem Vorbild von 1907 wollen wir die Jugend gegen
Imperialismus und Krieg zusammenbringen, wollen gegen die verbreiteten
libertären und reformistischen Ideologien unter der Jugend ankämpfen. Die
Erfahrungen der letzten Krisenjahre zeigen diese Notwendigkeit mit aller
Schärfe.

In  Griechenland  erleben  wir  eine  lang  anhaltende  revolutionäre
Krisenperiode, die die Frage der Machtergreifung der Arbeiterklasse auf die
Tagesordnung  stellt.  Doch  vor  die  Perspektive,  der  Bildung  einer
Arbeiterregierung gestellt, schrecken die reformistischen Führer_innen von
SYRIZA (wie auch die KKE und Antarsya) zurück. Die einen hoffen auf eine
Regierung  der  nationalen  Rettung,  die  anderen  weigern  sich  für  eine
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Regierung der Arbeiterorganisationen, gestützt auf ein Programm, das mit
dem  Kapitalismus  bricht,  zu  kämpfen.  So  lähmen  sie  die  Kräfte  der
Lohnabhängigen  und  überlassen  die  Offensive  den  Imperialisten,  der
griechischen  Regierung  und  den  Faschisten.

In Frankreich war die „Parti de Gauche“, die Schwesterpartei der LINKEN,
euphorisch, als französische Truppen Ende letzten Jahres in Mali landeten,
um nach den Worten des sozialdemokratischen Präsidenten Hollandes für die
Demokratie  zu  kämpfen  –  heißt  für  das  Recht  der  französischen
Kapitalist_innen, weiter die Rohstoffe in Mali auszubeuten. Doch der beste
Ausdruck für den Verrat des Reformismus ist, wie bereits 1914, die Politik
der SPD, die bürokratische Führung der Gewerkschaften, der die Linkspartei
keine grundsätzliche Alternative zu bieten vermag.

Während  die  ersten  beiden  sich  offen  zum  deutschen  Imperialismus
bekennen  –  so  stellte  sich  Anfang  diesen  Jahres  der  DGB-Vorsitzende
Sommer hinter die Bundeswehr und Ende letzten Jahres der IGM-Vorsitzende
Huber gegen den Widerstand der spanischen Arbeiterbewegung – glänzt die
Linkspartei dadurch, dass sie sich von links an die rechte Politik der SPD
heranschleichen  will.  Anstatt  ein  klares  antikapitalistisches  Programm
aufzustellen und den europaweiten Widerstand nicht nur auf Sonntagsreden
zu  predigen,  sondern  zu  organisieren,  verwaltet  sie  lieber  den
kapitalistischen Alltag mit. Dafür wurde sie auch, genau wie die SPD nach
der Agenda 2010, auf Landes-, wie auf Bundesebene abgestraft.

Wollen wir eine revolutionäre Alternative dazu aufstellen, müssen wir für die
Schaffung  einer  neuen  Jugendinternationale  eintreten.  Alle
Jugendorganisationen, alle Jugendlichen müssen mit den Organisationen der
Sozialdemokratie brechen, wollen sie wirklich für eine revolutionäre Politik
kämpfen.  So  kann,  auch  ein  Vorbild  für  die  klassenkämpferischen
Arbeiter_innen  geschaffen  werden,  die  noch  innerhalb  dieser  Parteien
verweilen.

Widerstand  braucht  Jugend.  Jugend braucht
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Organisat ion.  Organis iere  dich  mit
REVOLUTION  für  den  Aufbau  einer  neuen
Jugendinternationale!

Aber  auch  alle  Jugendorganisationen,  alle  Jugendlichen,  die  sich  bereits
außerhalb dieser Organisationen befinden, können nicht darauf hoffen „nur
auf  lokaler  Ebene“  oder  in  „autonomer  Manier“  den  Widerstand  zu
organisieren. Alle diejenigen, die wirklich für ein revolutionäres Programm
kämpfen wollen, die fordern wir dazu auf, für die gemeinsame Aktion, für
gemeinsame Absprachen, für eine neue kommunistische Jugendorganisation,
eine revolutionäre Jugendinternationale mit uns zu kämpfen!

Ein Artikel von Tobi Hansen und Georg Ismael, REVOLUTION Berlin

Interview  mit  Syrer  –  "Warum
ich  mich  dem  Aufstand
anschloss."
Wir veröffentlichen hier ein Interview mit „Muhamed“, Mitglied der Freien
Syrischen Armee, das am 11. September an der türkisch-syrischen Grenze
von  unserem Genossen  Reimund  Fleck  (Gruppe  Arbeitermacht,  deutsche
Sektion  der  LFI  und  REVOLUTION  –  internationale  kommunistische
Jugendorganisation)  geführt  wurde.

Reimund Fleck: Wie kam es, dass Du dich dem Aufstand gegen das
Regime von Baschar al-Assad angeschlossen hast?

Patient stirbt nachdem die syrische
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Armee ein Krankenhaus blockiert.

Muhamed:  Ich war als  Militärarzt  der Assad-Armee in einem Lazarett  in
Homs stationiert. Was ich dort gesehen habe, hat mich dazu gebracht, zu
desertieren und mich der FSA anzuschließen. Ich habe viele tote Zivilisten
gesehen,  und  sogar  die  Leichen  wurden  unwürdig  behandelt.  Ich  habe
gesehen, wie ungefähr 100 Leichen zu einem Haufen aufgetürmt wurden.
Diese Armee behandelt unsere Leute wie Tiere – ich konnte nicht mehr daran
glauben,  dass  es  eine  gute  Armee  ist.  In  meinem  Krankenhaus  waren
Gefangene, die gegen die Regierung demonstriert hatten – sie wurden an
ihre Betten gefesselt,  die  Krankenschwestern traten sie  mit  Stiefeln und
folterten sie, anstatt sie zu versorgen. Sie durften nicht einmal zur Toilette
gehen. In meiner Stadt habe ich viele friedliche Demonstrationen gesehen.

Sie riefen: „Wir wollen Assad nicht, wir wollen Freiheit“. Dafür wurde auf die
Demonstranten geschossen. Auch einer meiner Freunde wurde erschossen,
nur weil er auf die Straße gegangen war und „Weg mit Assad“ forderte. Ich
wollte nicht mehr an der Seite derer stehen, die meine Leute ermorden, mein
Gewissen  konnte  das  nicht  mehr  ertragen.  So  habe  ich  beschlossen,  zu
desertieren.

Reimund Fleck: Warum setzt man das eigene Leben aufs Spiel, um
einen Aufstand zu unterstützen, dessen Sieg nicht sicher ist?

Muhamed: Bei der Armee war ich ja auch in Gefahr. Bei einem Angriff der
FSA hätte ich auch ums Leben kommen können. Ich hätte nicht das Feuer
erwidert, denn ich wusste, dass sie meine Leute sind. Dann wäre ich aber von
meinem Kommandeur erschossen worden.  Das Risiko ist  also auf  beiden
Seiten dasselbe – es macht keinen Unterschied. Aber ich denke, es ist besser
zu desertieren. Ich habe jetzt ein gutes Gefühl, das ist wichtig, auch wenn ich
in Gefahr bin. Es ist egal, wenn ich sterbe. Jetzt unterstütze ich die Freie
Syrische  Armee  mit  dem,  was  ich  kann.  Ich  bin  im  Sanitätsdienst  und
kümmere mich um die Verwundeten und um die Flüchtlinge.

Reimund Fleck: Was sind die wichtigsten Ziele der Revolution?

Muhamed: Ich denke, Demokratie ist die wichtigste Forderung in unserem



Kampf. Ich möchte meine Meinung sagen können, ohne mich in Gefahr zu
begeben, zum Beispiel ob ich für den Präsidenten bin oder nicht. Seit 50
Jahren haben wir keine freien Wahlen mehr gehabt. Wenn Du gegen Assad
stimmst, bist Du in Gefahr, glaub mir. Wir wollen selbst unseren Präsidenten
bestimmen können und keine Sklaven für den Präsidenten sein. Es ist also
eine Art „französische“ Revolution.

Reimund  Fleck:  Erschöpft  sich  die  Revolution  im  Kampf  für
demokratische  Freiheit?  Was  ist  mit  der  sozialen  Situation?

 

Die  beste  Hilfe  für  die  syrische
Revolution  ist  die  Unterstützung
durch  die  Gewerkschaften,  die
s o z i a l e n  B e w e g u n g e n  u n d
Arbe i terorgan isa t ionen  mi t
Nahrungsmitteln, Medizin und Waffen
– unabhängig von den Imperialisten!

Muhamed:  In  Syrien  leben  80  Prozent  der  Menschen  unterhalb  der
Armutsgrenze. Es ist sehr schwer, genügend, Nahrung zu bekommen. Die
Leute  schuften  den  ganzen  Tag,  um  ihren  Familien  etwas  zu  Essen
mitbringen zu können. Der Grund ist, dass Baschar die Erlöse aus Öl und
Landwirtschaft einsteckt und nichts für die Bevölkerung übrig lässt. Es ist
also auch eine wirtschaftliche Frage. Wir brauchen eine starke Wirtschaft,
um die Bedürfnisse der Bevölkerung erfüllen zu können.

Reimund Fleck:  Es gibt Stimmen, die militärische Hilfe vom Westen
oder Lieferung von Ausrüstung befürworten, andere befürchten, diese
Länder  würden  dann  über  die  Zukunft  Syriens  entscheiden.  Was
denkst Du?

Muhamed: Bei manchen Gütern brauchen wir unbedingt Unterstützung von
außen.  Im  Moment  gibt  es  aber  keinerlei  derartige  Unterstützung.  Die
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Medien sagen, der Westen schicke uns Waffen, aber das ist falsch. Die Freie
Syrische Armee erbeutet ihre Waffen bei Angriffen auf Assads Armee. In den
Flüchtlingslagern  haben  wir  nicht  genügend  Nahrungsmittel.  7.000
Flüchtlinge  warten  an  der  Grenze  zur  Türkei,  sie  werden  nicht
hereingelassen.  Wo  bleiben  die  angeblichen  Hilfslieferungen?
Waffenlieferungen  brauchen  wir  nicht.  Wir  brauchen  Nahrung  und
Medikamente, und bis jetzt kommt nichts an. Hilfslieferungen gibt es nur in
den Medien.

Reimund Fleck:  In Europa gibt es viele, die in der Revolution keinen
legitimen Volksaufstand sehen. Sie behaupten, es sei in Wirklichkeit
eine Verschwörung westlicher Länder, die den Nahen Osten ins Chaos
stürzen wollen. Was würdest Du antworten?

„Nieder mit dem Regime“ – steht auf
den Händen eines jungen Mädchens,
d a s  g e g e n  A s s a d s  D i k t a t u r
demonstriert.

Muhamed: Verzeih mir diese Antwort – es ist einfach dumm, zu bestreiten,
dass diese Revolution von der syrischen Bevölkerung ausgeht. Was würdest
Du tun, wenn deine Eltern getötet werden? Du würdest Dich der Revolution
anschließen, weil Du den Terror beenden und Freiheit haben möchtest. Lass
mich den Anfang der Revolution erzählen. Die Revolution hat ihren Anfang in
Daraa genommen. Neun Kinder waren festgenommen worden, sie wurden
gefoltert. Hamza Ali Al-Khabeer wurde getötet. Als die Leute daraufhin zur
Polizeistation gingen, wurden auch sie verprügelt. Die Polizei sagte zu ihnen:
„Haut ab, sonst holen wir auch noch eure Frauen.“ Das war der Auslöser
dieser Revolution. Seit 50 Jahren leben wir in Angst und Unterdrückung. Man
musste nur den Deckel anheben, um eine Explosion auszulösen. Genau das
ist die Revolution. Es stecken nicht die Geheimdienste dahinter.

Reimund Fleck:   Manche Leute meinen,  es  handle sich um einen
„Religionskrieg“.
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Muhamed: Selbst wenn das der Fall wäre, so würde einzig und allein Baschar
Al-Assad die Schuld dafür tragen. Die Alawiten waren 30 Jahre lang unsere
Brüder und Schwestern. Aber seit Beginn des Aufstandes gibt Baschar ihnen
Geld, damit sie uns töten – und sie tun es. Sie bekommen auch Häuser dafür,
und die Einrichtungen, die er von uns geraubt hat. Dafür töten sie uns. Aber
wenn die  Revolution  gesiegt  hat,  würde ich  sie  verschonen,  denn unser
ursprüngliches Verhältnis war von Toleranz geprägt – wir leben im selben
Land. Ich hoffe nur, dass sie aufhören, uns zu massakrieren. In Wirklichkeit
ist Baschar Al-Assad nicht nur unser Feind, er ist ebenso ihr Feind – denn
eines Tages wird Assad sich in ein Flugzeug nach Russland setzen und sie
unter uns zurücklassen.

Reimund Fleck:  Was wird deiner Einschätzung nach auf Assads Sturz
folgen?

Muhamed: Meine große Angst ist, dass es einen Bürgerkrieg geben könnte.
Aber  man  sieht,  dass  in  dieser  Revolution  die  Menschen  auch
zusammenrücken. Das ist  der Fall  in Aleppo und auch in Damaskus.  Ich
glaube nicht, dass es einen solchen Bürgerkrieg geben wird. Ich denke wir
sollten eine demokratische Regierung haben, vielleicht eine islamische wie in
Ägypten. Aber hierzu muss ich sagen: wirkliche Muslime töten sich nicht
gegenseitig, wie es Al-Quaida tut. Das Bild über den Islam ist völlig entstellt.
Glaub  mir,  wir  sind  nicht  so,  wie  die  Medien  uns  darstellen.  Wirkliche
Muslime sind sehr  gastfreundlich.  Wenn Du nach Syrien gehst,  sind die
Menschen dort bereit, ihr eigenes Leben zu riskieren, um Deines zu schützen
– ob Du Christ bist oder was auch immer. Die Menschen aller Religionen sind
unsere  Brüder  und Schwestern.  Auch Baschar  ist  Muslim –  aber  nur  in
Worten, in Wahrheit tötet er uns. Das eigentliche Problem ist also nicht die
Religion, sondern was man daraus macht.

Reimund Fleck:  Was sollten UnterstützerInnen in anderen Ländern
tun, um euch zu helfen?

Muhamed: Ihr müsst es einfach selbst anpacken, wir haben hier nicht einmal
die Zeit, darüber nachzudenken. Wer wirklich helfen möchte, wird einen Weg
finden. Ihr solltet



große Massenproteste organisieren und internationale Unterstützung für die
Revolution. Die Revolution ist dem Sieg nun ziemlich nah. Baschar Al-Assad
wird sich bald aus dem Staub machen.  Was die FSA jetzt  braucht,  sind
Luftabwehrraketen, das ist alles. Wir haben den Boden unter Kontrolle, aber
Assad kontrolliert den Luftraum. Wenn wir die Flugzeuge vom Himmel holen,
haben wir den Sieg.

Reimund  Fleck:   Bekommt  ihr  Unterstützung  aus  Libyen  oder
Ägypten?

Muhamed: Ein paar Kämpfer sind aus diesen Ländern zu uns gekommen,
aber sehr wenige, vielleicht 200. Aus Saudi-Arabien und Katar bekommen wir
finanzielle Unterstützung, das ist sehr gut. Wir sind ihnen dafür dankbar.

Reimund Fleck:  Wie ist jetzt im Moment die Lage in Syrien?

Muhamed: Wir brauchen dringend Hilfe, und zwar jetzt! Die ganze Welt ist
gegen uns – Russland, China und Iran, ebenso Libanon. Sie sind alle gegen
uns. Dann gibt es die USA und Europa – sie sehen zu und tun überhaupt
nichts. Für mich ist auch das ein Verbrechen. Sie könnten unserem Leiden
ein  Ende  setzen,  aber  sie  tun  es  nicht.  Die  Türkei  hat  ihre  Grenzen
dichtgemacht und will uns alle rauswerfen. Unsere Situation ist also wirklich
miserabel.

Reimund Fleck: Vielen Dank für das Interview. Ihr habt unsere volle
Unterstützung und wir wünschen euch einen vollständigen Sieg über
Baschar Al-Assad.

Ausführliche Darstellung der Positionen von REVOLUTION zum Bürgerkrieg
in Syrien unter anderem in den Artikeln Nieder mit Assad – Sieg der Free
Syrian Army, Aufstand in Syrien: Nieder mit dem Assad Clan! Solidarität mit
der Revolution, Für „Freiheit und Demokratie“ in Syrien – und weiter?
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Interview  mit  Syrer  –  "Warum
ich  mich  dem  Aufstand
anschloss."
Wir veröffentlichen hier ein Interview mit „Muhamed“, Mitglied der Freien
Syrischen Armee, das am 11. September an der türkisch-syrischen Grenze
von  unserem Genossen  Reimund  Fleck  (Gruppe  Arbeitermacht,  deutsche
Sektion  der  LFI  und  REVOLUTION  –  internationale  kommunistische
Jugendorganisation)  geführt  wurde.

Reimund Fleck: Wie kam es, dass Du dich dem Aufstand gegen das
Regime von Baschar al-Assad angeschlossen hast?

Patient stirbt nachdem die syrische
Armee ein Krankenhaus blockiert.

Muhamed:  Ich war als  Militärarzt  der Assad-Armee in einem Lazarett  in
Homs stationiert. Was ich dort gesehen habe, hat mich dazu gebracht, zu
desertieren und mich der FSA anzuschließen. Ich habe viele tote Zivilisten
gesehen,  und  sogar  die  Leichen  wurden  unwürdig  behandelt.  Ich  habe
gesehen, wie ungefähr 100 Leichen zu einem Haufen aufgetürmt wurden.
Diese Armee behandelt unsere Leute wie Tiere – ich konnte nicht mehr daran
glauben,  dass  es  eine  gute  Armee  ist.  In  meinem  Krankenhaus  waren
Gefangene, die gegen die Regierung demonstriert hatten – sie wurden an
ihre Betten gefesselt,  die  Krankenschwestern traten sie  mit  Stiefeln und
folterten sie, anstatt sie zu versorgen. Sie durften nicht einmal zur Toilette
gehen. In meiner Stadt habe ich viele friedliche Demonstrationen gesehen.

Sie riefen: „Wir wollen Assad nicht, wir wollen Freiheit“. Dafür wurde auf die
Demonstranten geschossen. Auch einer meiner Freunde wurde erschossen,
nur weil er auf die Straße gegangen war und „Weg mit Assad“ forderte. Ich
wollte nicht mehr an der Seite derer stehen, die meine Leute ermorden, mein
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Gewissen  konnte  das  nicht  mehr  ertragen.  So  habe  ich  beschlossen,  zu
desertieren.

Reimund Fleck: Warum setzt man das eigene Leben aufs Spiel, um
einen Aufstand zu unterstützen, dessen Sieg nicht sicher ist?

Muhamed: Bei der Armee war ich ja auch in Gefahr. Bei einem Angriff der
FSA hätte ich auch ums Leben kommen können. Ich hätte nicht das Feuer
erwidert, denn ich wusste, dass sie meine Leute sind. Dann wäre ich aber von
meinem Kommandeur erschossen worden.  Das Risiko ist  also auf  beiden
Seiten dasselbe – es macht keinen Unterschied. Aber ich denke, es ist besser
zu desertieren. Ich habe jetzt ein gutes Gefühl, das ist wichtig, auch wenn ich
in Gefahr bin. Es ist egal, wenn ich sterbe. Jetzt unterstütze ich die Freie
Syrische  Armee  mit  dem,  was  ich  kann.  Ich  bin  im  Sanitätsdienst  und
kümmere mich um die Verwundeten und um die Flüchtlinge.

Reimund Fleck: Was sind die wichtigsten Ziele der Revolution?

Muhamed: Ich denke, Demokratie ist die wichtigste Forderung in unserem
Kampf. Ich möchte meine Meinung sagen können, ohne mich in Gefahr zu
begeben, zum Beispiel ob ich für den Präsidenten bin oder nicht. Seit 50
Jahren haben wir keine freien Wahlen mehr gehabt. Wenn Du gegen Assad
stimmst, bist Du in Gefahr, glaub mir. Wir wollen selbst unseren Präsidenten
bestimmen können und keine Sklaven für den Präsidenten sein. Es ist also
eine Art „französische“ Revolution.

Reimund  Fleck:  Erschöpft  sich  die  Revolution  im  Kampf  für
demokratische  Freiheit?  Was  ist  mit  der  sozialen  Situation?

 

Die  beste  Hilfe  für  die  syrische
Revolution  ist  die  Unterstützung
durch  die  Gewerkschaften,  die
s o z i a l e n  B e w e g u n g e n  u n d
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Arbe i terorgan isa t ionen  mi t
Nahrungsmitteln, Medizin und Waffen
– unabhängig von den Imperialisten!

Muhamed:  In  Syrien  leben  80  Prozent  der  Menschen  unterhalb  der
Armutsgrenze. Es ist sehr schwer, genügend, Nahrung zu bekommen. Die
Leute  schuften  den  ganzen  Tag,  um  ihren  Familien  etwas  zu  Essen
mitbringen zu können. Der Grund ist, dass Baschar die Erlöse aus Öl und
Landwirtschaft einsteckt und nichts für die Bevölkerung übrig lässt. Es ist
also auch eine wirtschaftliche Frage. Wir brauchen eine starke Wirtschaft,
um die Bedürfnisse der Bevölkerung erfüllen zu können.

Reimund Fleck:  Es gibt Stimmen, die militärische Hilfe vom Westen
oder Lieferung von Ausrüstung befürworten, andere befürchten, diese
Länder  würden  dann  über  die  Zukunft  Syriens  entscheiden.  Was
denkst Du?

Muhamed: Bei manchen Gütern brauchen wir unbedingt Unterstützung von
außen.  Im  Moment  gibt  es  aber  keinerlei  derartige  Unterstützung.  Die
Medien sagen, der Westen schicke uns Waffen, aber das ist falsch. Die Freie
Syrische Armee erbeutet ihre Waffen bei Angriffen auf Assads Armee. In den
Flüchtlingslagern  haben  wir  nicht  genügend  Nahrungsmittel.  7.000
Flüchtlinge  warten  an  der  Grenze  zur  Türkei,  sie  werden  nicht
hereingelassen.  Wo  bleiben  die  angeblichen  Hilfslieferungen?
Waffenlieferungen  brauchen  wir  nicht.  Wir  brauchen  Nahrung  und
Medikamente, und bis jetzt kommt nichts an. Hilfslieferungen gibt es nur in
den Medien.

Reimund Fleck:  In Europa gibt es viele, die in der Revolution keinen
legitimen Volksaufstand sehen. Sie behaupten, es sei in Wirklichkeit
eine Verschwörung westlicher Länder, die den Nahen Osten ins Chaos
stürzen wollen. Was würdest Du antworten?

„Nieder mit dem Regime“ – steht auf

http://onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2012/09/nieder-mit-dem-regime.jpg


den Händen eines jungen Mädchens,
d a s  g e g e n  A s s a d s  D i k t a t u r
demonstriert.

Muhamed: Verzeih mir diese Antwort – es ist einfach dumm, zu bestreiten,
dass diese Revolution von der syrischen Bevölkerung ausgeht. Was würdest
Du tun, wenn deine Eltern getötet werden? Du würdest Dich der Revolution
anschließen, weil Du den Terror beenden und Freiheit haben möchtest. Lass
mich den Anfang der Revolution erzählen. Die Revolution hat ihren Anfang in
Daraa genommen. Neun Kinder waren festgenommen worden, sie wurden
gefoltert. Hamza Ali Al-Khabeer wurde getötet. Als die Leute daraufhin zur
Polizeistation gingen, wurden auch sie verprügelt. Die Polizei sagte zu ihnen:
„Haut ab, sonst holen wir auch noch eure Frauen.“ Das war der Auslöser
dieser Revolution. Seit 50 Jahren leben wir in Angst und Unterdrückung. Man
musste nur den Deckel anheben, um eine Explosion auszulösen. Genau das
ist die Revolution. Es stecken nicht die Geheimdienste dahinter.

Reimund Fleck:   Manche Leute meinen,  es  handle sich um einen
„Religionskrieg“.

Muhamed: Selbst wenn das der Fall wäre, so würde einzig und allein Baschar
Al-Assad die Schuld dafür tragen. Die Alawiten waren 30 Jahre lang unsere
Brüder und Schwestern. Aber seit Beginn des Aufstandes gibt Baschar ihnen
Geld, damit sie uns töten – und sie tun es. Sie bekommen auch Häuser dafür,
und die Einrichtungen, die er von uns geraubt hat. Dafür töten sie uns. Aber
wenn die  Revolution  gesiegt  hat,  würde ich  sie  verschonen,  denn unser
ursprüngliches Verhältnis war von Toleranz geprägt – wir leben im selben
Land. Ich hoffe nur, dass sie aufhören, uns zu massakrieren. In Wirklichkeit
ist Baschar Al-Assad nicht nur unser Feind, er ist ebenso ihr Feind – denn
eines Tages wird Assad sich in ein Flugzeug nach Russland setzen und sie
unter uns zurücklassen.

Reimund Fleck:  Was wird deiner Einschätzung nach auf Assads Sturz
folgen?

Muhamed: Meine große Angst ist, dass es einen Bürgerkrieg geben könnte.



Aber  man  sieht,  dass  in  dieser  Revolution  die  Menschen  auch
zusammenrücken. Das ist  der Fall  in Aleppo und auch in Damaskus.  Ich
glaube nicht, dass es einen solchen Bürgerkrieg geben wird. Ich denke wir
sollten eine demokratische Regierung haben, vielleicht eine islamische wie in
Ägypten. Aber hierzu muss ich sagen: wirkliche Muslime töten sich nicht
gegenseitig, wie es Al-Quaida tut. Das Bild über den Islam ist völlig entstellt.
Glaub  mir,  wir  sind  nicht  so,  wie  die  Medien  uns  darstellen.  Wirkliche
Muslime sind sehr  gastfreundlich.  Wenn Du nach Syrien gehst,  sind die
Menschen dort bereit, ihr eigenes Leben zu riskieren, um Deines zu schützen
– ob Du Christ bist oder was auch immer. Die Menschen aller Religionen sind
unsere  Brüder  und Schwestern.  Auch Baschar  ist  Muslim –  aber  nur  in
Worten, in Wahrheit tötet er uns. Das eigentliche Problem ist also nicht die
Religion, sondern was man daraus macht.

Reimund Fleck:  Was sollten UnterstützerInnen in anderen Ländern
tun, um euch zu helfen?

Muhamed: Ihr müsst es einfach selbst anpacken, wir haben hier nicht einmal
die Zeit, darüber nachzudenken. Wer wirklich helfen möchte, wird einen Weg
finden.  Ihr  solltet  große  Massenproteste  organisieren  und  internationale
Unterstützung für die Revolution. Die Revolution ist dem Sieg nun ziemlich
nah. Baschar Al-Assad wird sich bald aus dem Staub machen. Was die FSA
jetzt braucht, sind Luftabwehrraketen, das ist alles. Wir haben den Boden
unter  Kontrolle,  aber  Assad  kontrolliert  den  Luftraum.  Wenn  wir  die
Flugzeuge  vom  Himmel  holen,  haben  wir  den  Sieg.

Reimund  Fleck:   Bekommt  ihr  Unterstützung  aus  Libyen  oder
Ägypten?

Muhamed: Ein paar Kämpfer sind aus diesen Ländern zu uns gekommen,
aber sehr wenige, vielleicht 200. Aus Saudi-Arabien und Katar bekommen wir
finanzielle Unterstützung, das ist sehr gut. Wir sind ihnen dafür dankbar.

Reimund Fleck:  Wie ist jetzt im Moment die Lage in Syrien?

Muhamed: Wir brauchen dringend Hilfe, und zwar jetzt! Die ganze Welt ist
gegen uns – Russland, China und Iran, ebenso Libanon. Sie sind alle gegen



uns. Dann gibt es die USA und Europa – sie sehen zu und tun überhaupt
nichts. Für mich ist auch das ein Verbrechen. Sie könnten unserem Leiden
ein  Ende  setzen,  aber  sie  tun  es  nicht.  Die  Türkei  hat  ihre  Grenzen
dichtgemacht und will uns alle rauswerfen. Unsere Situation ist also wirklich
miserabel.

Reimund Fleck: Vielen Dank für das Interview. Ihr habt unsere volle
Unterstützung und wir wünschen euch einen vollständigen Sieg über
Baschar Al-Assad.

Ausführliche Darstellung der Positionen von REVOLUTION zum Bürgerkrieg
in Syrien unter anderem in den Artikeln Nieder mit Assad – Sieg der Free
Syrian Army, Aufstand in Syrien: Nieder mit dem Assad Clan! Solidarität mit
der Revolution, Für „Freiheit und Demokratie“ in Syrien – und weiter?
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